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GVV SCHOZACH-BOTTWARTALORTSTEIL  
BETREFF 3. FORTSCHREIBUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES  
 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und Behö rdenbeteiligung (3. Anhörung) 
vom 25.04. bis 25.05.2016 

 
Eingegangene Stellungnahmen der Behörden

Nr. Behörde Stellung- 
nahme v. 

Stellungnahme Behandlungsvorschlag 

1 Landratsamt Heilbronn 24.05.2016 Der Begründung ist der errechnete Flächenbedarf für Wohnbauflächen zu entnehmen. Angaben 
zu ausgewiesenen Bebauungsplangebieten wurden zwar aufgenommen, es fehlen allerdings noch 
Angaben zu Baulücken im unbeplanten Innenbereich. Erst dann kann ein Bedarfsnachweis aus-
reichend nachvollziehbar dargestellt werden. Dasselbe gilt für die gewerblichen Bauflächen. 
Mit Blick auf die Bedarfsbegründung erscheint der Hinweis aufwachsende Flüchtlingszahlen zu 
pauschalisiert. Hier ist auf den tatsächlichen Bedarf abzustellen und in die Bedarfsermittlung 
ausreichend begründet aufzunehmen. 

Der Anregung wird gefolgt. In die Begründung werden weitere Aussagen 
zum Innenentwicklungspotential und den vorhandenen Baulücken 
aufgenommen. 

   Der Artenschutz ist auf FNP-Ebene insoweit auszuarbeiten, als voraussichtliche Verstöße gegen 
Artenschutz-Verbote auf ihre grundsätzliche Behandelbarkeit überprüft werden müssen. Das 
bedeutet, dass auf Bebauungsplanebene keine unüberwindlichen Hindernisse mehr vorliegen 
dürfen. Sollten solche möglich sein, sind sie bereits auf FNP-Ebene aufzuzeigen. Wichtig in die-
sem Zusammenhang ist beispielsweise, ob genügend Ausgleichsflächen im räumlichen Zusam-
menhang zur Verfügung stehen. 

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. Im weiteren Verfahren wird 
ein Umweltbericht erarbeitet. In diesem wird das Thema Artenschutz 
behandelt. 

   Es wird die Erstellung eines Landschaftsplanes zum Flächennutzungsplan empfohlen. Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Aufstellung eines Landschaftspla-
nes zum Flächennutzungsplan wird aktuell nicht als erforderlich erach-
tet. 

   In der Bauleitplanung sind die Belange der Landwirtschaft zu berücksichtigen. Eine dahingehende 
Darstellung ist aus den eingereichten Unterlagen nicht zu entnehmen. Da vorliegend die Überpla-
nung landwirtschaftlicher Nutzflächen vorgesehen ist, halten wir eine Abwägung landwirtschaftli-
cher Belange für erforderlich. Wir empfehlen hierfür die Anwendung der Digitalen Flurbilanz. 
Der Planungsraum der Teilgebiete der FNP-Fortschreibung ist vielgestaltig und beinhaltet ver-
schiedene Nutzungsformen, Weinbauflächen und ackerbaulich genutzte Flächen, Wiesen sowie 
Obstbauflächen. Die Plangebiete werden nach der Digitalen Flurbilanz überwiegend als Vorrang-
fläche der Stufe I und Stufe II bewertet. Die Flächen des Plangebietes sind besonders gut als 
Standort für Kulturpflanzen geeignet. Somit handelt es sich nicht um Böden allgemeiner Bedeu-
tung, sondern sie dienen der nachhaltigen Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln. Die 
beanspruchten Flächen haben aus landwirtschaftlicher Sicht eine große Bedeutung für die Nut-
zungsstruktur und sind generell von Bebauung freizuhalten. Insbesondere Flächen der Vorrangflu-
ren Stufe I sind nach LEP der landwirtschaftlichen Nutzung vorbehalten.  

Der Anregung wird gefolgt. Die Belange der Landwirtschaft werden in 
den gebietsbezogenen Flächensteckbriegen und im Umweltbericht im 
Rahmen der Abwägung beachtet. Im weiteren Verfahren wird ein Um-
weltbericht erstellt, in dem die Belange der Landwirtschaft betrachtet 
werden. 
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   Abstatt „Schafäcker“ (A1): 
Es wird angeregt, im Rahmen der weiteren Planungen die 2 Fußballplätze/Sportanlagen auf ihre 
Verträglichkeit mit der geplanten benachbarten Wohnnutzung hin schalltechnisch untersuchen zu 
lassen. Ebenso sollten mögliche störende oder belästigende Lichtimmissionen der Beleuchtungs-
anlage betrachtet werden. 

 
Die Anregung wird beachtet. Ein entsprechender Hinweis zur Beachtung 
im Bebauungsplanverfahren wird in den gebietsbezogenen Flächen-
steckbrief aufgenommen. 
 

   Beilstein „Bahnhofstraße/Kleinfeldle“ (B1): 
In der Digitalen Flurbilanz sind diese Flächen als Vorrangflächen der Stufe II bewertet. Diese 
Flächen zeichnen sich durch eine gute bis sehr gute Eignung als Standort für Kulturpflanzen aus. 
Die überplanten Flächen befinden sich in unmittelbarer Nähe zu mehreren Aussiedlerbetrieben. 
Insbesondere wird auf mögliche Lärmimmissionen und Geruchseinwirkungen durch den Betrieb 
des Weinguts Kircher, landwirtschaftliche Tierhaltung und die Holzaufarbeitung im Freien hinge-
wiesen. 
Um Pflanzenschutzmitteleinträge in das Wohngebiet zu minimieren bzw. zu vermeiden wird vor-
geschlagen, zur landwirtschaftlichen Produktionsfläche im Süden und Südwesten hin einen 
Schutzabstand von z.B. 20 m vorzusehen. Insbesondere bei der Aufstellung eines Bebauungs-
plans für diese Fläche ist zu berücksichtigen, dass durch die umgebenden landwirtschaftlichen 
Betriebs- und Wirtschaftsgebäude sowie Stallanlagen auch bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung 
Emissionen wie z.B. Stäube, Geruch, Lärm und Pflanzenschutzmittelabdrift nicht ausgeschlossen 
werden können und durch die geplante Nutzung hinzunehmen sind. 
Zu dieser Fläche wurde bereits in der ersten frühzeitigen Hörung Stellung genommen. Es ist zu 
unterstreichen, dass bei diesen neuen Bebauungsgebieten angepasste Gebäudehöhen und 
ausreichende randliche Eingrünungsflächen, die in öffentlicher Hand liegen sollten, im Vorder-
grund stehen. 

 
Die landwirtschaftlichen Belange werden aufgrund des vorliegenden 
Wohnbauflächenbedarfs und der günstigen Lage nahe zum Ortskern 
zurückgestellt.  
Die Anregung wird beachtet. Ein entsprechender Hinweis zur Beachtung 
im Bebauungsplanverfahren wird in den gebietsbezogenen Flächen-
steckbrief aufgenommen. 
Die Anregung wird beachtet. In den gebietsbezogenen Flächensteck-
brief wird ein Hinweis zur Berücksichtigung eines Schutzabstandes zur 
landwirtschaftlichen Produktionsfläche im Bebauungsplanverfahren 
aufgenommen. 
 
 
 
 
Die Anregung wird beachtet. Ein entsprechender Hinweis zur Beachtung 
im Bebauungsplanverfahren wird in den gebietsbezogenen Flächen-
steckbrief aufgenommen. 

   Beilstein „Köchersgrund“ (B2): 
Gegen die Überplanung dieser Fläche bestehen Bedenken. In der Digitalen Flurbilanz sind diese 
Flächen als Vorrangflächen der Stufe II bewertet. Diese Flächen zeichnen sich durch eine gute bis 
sehr gute Eignung als Standort für Kulturpflanzen aus. 
 
 
 
Südlich des Planungsbereiches grenzt eine Gärtnerei an. Auch bei ordnungsgemäßer Bewirt-
schaftung können Emissionen wie z.B. Stäube, Geruch, Lärm und Pflanzenschutzmittelabdrift 
nicht ausgeschlossen werden können und sind durch die geplante Nutzung hinzunehmen. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. Die landwirtschaftlichen Belange werden 
aufgrund des vorliegenden gewerblichen Bauflächenbedarfs und der 
günstigen Lage im direkten Anschluss an das bestehende Gewerbege-
biet zurückgestellt. Die Fläche befindet sich zudem in einem regional-
planerisch abgestimmten Schwerpunkt für Industrie, Gewerbe und 
Dienstleistung. 
Die Anregung wird beachtet. Ein entsprechender Hinweis zur Beachtung 
im Bebauungsplanverfahren wird in den gebietsbezogenen Flächen-
steckbrief aufgenommen. 

   Beilstein „Kirchstraße“ (B3):  
In der Digitalen Flurbilanz sind diese Flächen als Vorrangflächen der Stufe II bewertet. Diese 
Flächen zeichnen sich durch eine gute Eignung als Standort für Kulturpflanzen aus. 
Insbesondere bei der Aufstellung eines Bebauungsplans für diese Fläche ist zu berücksichtigen, 
dass durch die umgebenden landwirtschaftlichen Flächen, auch bei ordnungsgemäßer Bewirt-
schaftung Emissionen wie z.B. Stäube, Geruch, Lärm und Pflanzenschutzmittelabdrift nicht aus-
geschlossen werden können. Um Nutzungskonflikte zu vermeiden, sollte ein Abstand von mindes-
tens 20 m zwischen dem Rand der jeweiligen Obstanlage und den geplanten Wohngrundstücken 

 
Wird zur Kenntnis genommen. Die landwirtschaftlichen Belange werden 
aufgrund des vorliegenden Wohnbauflächenbedarfs und einer günstigen 
verkehrlichen Erschließung zurückgestellt. 
Die Anregung wird beachtet. In den gebietsbezogenen Flächensteck-
brief wird ein Hinweis zur Berücksichtigung eines Schutzabstandes zur 
landwirtschaftlichen Produktionsfläche im Bebauungsplanverfahren 
aufgenommen. 
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eingehalten werden. Außerdem empfiehlt sich die Anlage eines mehrere Meter tiefen und hohen 
Gehölzstreifens zwischen der Obstanlage und den Wohnhäusern. Aus Immissionsschutzgründen 
ist gegenüber Raumkulturen regelmäßig ein Abstand von 20 m erforderlich. 

   Ilsfeld „Ilsfeld Nord“ (I3): 
Um Pflanzenschutzmitteleinträge in das Wohngebiet zu minimieren bzw. zu vermeiden wird vor-
geschlagen, zur landwirtschaftlichen Produktionsfläche hin ein Schutzabstand von z.B. 20 m 
vorzusehen. 

Der Anregung wird gefolgt. In den gebietsbezogenen Flächensteckbrief 
wird ein Hinweis zur Berücksichtigung eines Schutzabstandes zur 
landwirtschaftlichen Produktionsfläche im Bebauungsplanverfahren 
aufgenommen. 

   Ilsfeld „Hühnlesäcker“ (I6): 
Aufgrund des reich strukturierten Geländes ist eine frühzeitige Betrachtung der Behandelbarkeit 
der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände erforderlich. 

Der Anregung wird gefolgt. Im Umweltbericht wurde die Behandelbarkeit 
der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände geprüft. Im Rahmen des 
in Aufstellung befindlichen Bebauungsplans wurde bereits eine Arten-
schutzrechtliche Untersuchung durchgeführt. Die Freigabe zur frühzeiti-
ge Beteiligung soll am 25.7.2017 im Gemeinderat beschlossen werden. 

   Ilsfeld „Halde“ (I8): 
Um Pflanzenschutzmitteleinträge in das Wohngebiet zu minimieren bzw. zu vermeiden wird vor-
geschlagen, zur landwirtschaftlichen Produktionsfläche hin ein Schutzabstand von z.B. 20 m 
vorzusehen. 

Der Anregung wird gefolgt. In den gebietsbezogenen Flächensteckbrief 
wird ein Hinweis zur Berücksichtigung eines Schutzabstandes zur 
landwirtschaftlichen Produktionsfläche im Bebauungsplanverfahren 
aufgenommen. 

   Ilsfeld „Abstetterhof“ (I9): 
In der Digitalen Flurbilanz sind diese Flächen als Vorrangfläche der Stufe I bewertet. Diese Flä-
chen zeichnen sich durch eine sehr gute Eignung als Standort für Kulturpflanzen aus. 
Insbesondere bei der Aufstellung eines Bebauungsplans für diese Fläche ist zu berücksichtigen, 
dass durch die umgebenden landwirtschaftlichen Betriebs- und Wirtschaftsgebäude sowie Stallan-
lagen auch bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung Emissionen wie z.B. Stäube, Geruch, Lärm und 
Pflanzenschutzmittelabdrift nicht ausgeschlossen werden können und durch die geplante Nutzung 
hinzunehmen sind. Insbesondere der Legehennenstall (Flst. 6353) und der Pferde-/Schafstall 
(Flst. 6365) sind hier aufgrund der Emission zu berücksichtigen. 

 
Die Belange der Landwirtschaft werden aufgrund des Bedarfs nach 
Bauland und der Ergänzung des Siedlungsgefüges zurückgestellt. 
Die Anregung wird beachtet. Ein entsprechender Hinweis zur Beachtung 
im Bebauungsplanverfahren wird in den gebietsbezogenen Flächen-
steckbrief aufgenommen. 
 

   Ilsfeld „Blauer Berg“ (I10): 
Gegen die Überplanung dieser Fläche bestehen Bedenken. 
In der Digitalen Flurbilanz sind diese Flächen als Vorrangfläche der Stufe I bewertet. Diese Flä-
chen zeichnen sich durch eine sehr gute Eignung als Standort für Kulturpflanzen aus. Bei der 
überplanten Fläche handelt es sich um eine Rebanlage. Rebanlagen sind wirtschaftlich sehr 
bedeutsam für die Bewirtschafter, die Etablierung einer Neuanlage ist langwierig und eine Über-
tragung nur schwer möglich. Daher bestehen erhebliche Bedenken. 
Bei der Aufstellung eines Bebauungsplans für diese Fläche ist zu berücksichtigen, dass durch die 
umgebenden landwirtschaftlichen Flächen (Rebanlagen, Intensivobstanlagen, Gärtnerei) auch bei 
ordnungsgemäßer Bewirtschaftung Emissionen wie. z.B. Stäube, Geruch, Lärm und Pflanzen-
schutzmittelabdrift nicht ausgeschlossen werden können. 
Um Nutzungskonflikte zu minimieren bzw. zu vermeiden, sollte ein Abstand von mindestens 20 m 
zwischen dem Rand der jeweiligen Anlage und den geplanten Wohngrundstücken eingehalten 
werden. Außerdem empfiehlt sich die Anlage eines mehrere Meter tiefen und hohen Gehölzstrei-
fens zwischen der Obstanlage und den Wohnhäusern. Aus Immissionsschutzgründen ist gegen-

 
 
Die Belange der Landwirtschaft werden aufgrund des Bedarfs nach 
Bauland und der Erweiterungsmöglichkeit des bestehenden Wohnbau-
gebiets zurückgestellt. Zudem bildet das vorgesehenen Mischgebiet ein 
Puffer zwischen Wohnbebauung und gewerblicher Bebauung. 
 
Die Anregung wird beachtet. Ein entsprechender Hinweis zur Beachtung 
im Bebauungsplanverfahren wird in den gebietsbezogenen Flächen-
steckbrief aufgenommen. 
 
Die Anregung wird beachtet. In den gebietsbezogenen Flächensteck-
brief wird ein Hinweis zur Berücksichtigung eines Schutzabstandes zur 
landwirtschaftlichen Produktionsfläche im Bebauungsplanverfahren 
aufgenommen. 
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über Raumkulturen regelmäßig ein Abstand von 20 m erforderlich. 

   Ilsfeld „Energiezentrale“ (I11): 
Auf das parallel verlaufende Bebauungsplanverfahren wird verwiesen. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   Untergruppenbach „Furtweg“ (U1): 
Um Pflanzenschutzmitteleinträge in das Wohngebiet zu minimieren bzw. zu vermeiden wird vor-
geschlagen, zur landwirtschaftlichen Produktionsfläche hin ein Schutzabstand von z.B. 20 m 
vorzusehen. 

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. In den gebietsbezogenen 
Flächensteckbrief wird ein Hinweis zur Berücksichtigung eines Schutz-
abstandes zur landwirtschaftlichen Produktionsfläche im Bebauungs-
planverfahren aufgenommen. 

   Untergruppenbach „Kelteräcker“ (U3): 
Um Pflanzenschutzmitteleinträge in das Wohngebiet zu minimieren bzw. zu vermeiden wird vor-
geschlagen, zur landwirtschaftlichen Produktionsfläche hin ein Schutzabstand von z.B. 20 m 
vorzusehen. 

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. In den gebietsbezogenen 
Flächensteckbrief wird ein Hinweis zur Berücksichtigung eines Schutz-
abstandes zur landwirtschaftlichen Produktionsfläche im Bebauungs-
planverfahren aufgenommen. 

   Untergruppenbach „Gehräcker“ (U4): 
In der Digitalen Flurbilanz sind diese Flächen als Vorrangflächen der Stufe II bewertet. Diese 
Flächen zeichnen sich durch eine gute bis sehr gute Eignung als Standort für Kulturpflanzen aus. 
Die überplanten Flächen befinden sich in unmittelbarer Nähe zu zwei Aussiedlerbetrieben. Insbe-
sondere bei der Aufstellung eines Bebauungsplans für diese Flächen ist zu berücksichtigen, dass 
durch die umgebenden landwirtschaftlichen Betriebs- und Wirtschaftsgebäude sowie Stallanlagen 
und Weiden, auch bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung Emissionen wie z.B. Stäube, Geruch, 
Lärm und Pflanzenschutzmittelabdrift nicht ausgeschlossen werden können und durch die geplan-
te Nutzung hinzunehmen sind. 
Aufgrund des geringen Abstandes zur nördliche liegenden und zudem höherliegenden Wohnbe-
bauung, sollte der Aspekt Lärmimmissionsschutz bei der weiteren Planung Beachtung finden. 

Wird zur Kenntnis genommen. Ein entsprechender Hinweis zur Beach-
tung im Bebauungsplanverfahren wird in den gebietsbezogenen Flä-
chensteckbrief aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Es wird lediglich ein eingeschränktes 
Gewerbegebiet ausgewiesen. Zwischen der Gewerbefläche und dem 
Wohngebiet liegen zudem die Landesstraße, ein schmaler Grünstreifen 
und ein Mischgebiet. Die Behandlung des Lärmimmissionsschutzes 
kann daher im Bebauungsplanverfahren erfolgen. Ein entsprechender 
Hinweis wird in den gebietsbezogenen Flächensteckbrief aufgenommen. 

   Untergruppenbach „Nahversorgung Schlossblick“ (U7): 
Unmittelbar am Plangebiet angrenzend befindet sich Wohnbebauung. Dadurch sollte insbesonde-
re hinsichtlich logistischer Abläufe der Aspekt Lärmimmissionsschutz bei der weiteren Planung 
Beachtung finden. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Der Aspekt Lärmimmissionsschutz wird auf Ebene des Bebauungsplans 
untersucht und behandelt. Es wird auf das parallel verlaufende Bebau-
ungsplanverfahren verwiesen. 
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   Hinweise: 
Die vorgelegten Unterlagen enthalten noch keine Planungen über notwendige Ausgleichsmaß-
nahmen außerhalb des Planungsgebiets. Nach § 15 (3) BNatSchG sind bei Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen agrarstrukturelle Belange stärker zu berücksichtigen. Eine zusätzliche Inan-
spruchnahme landwirtschaftlicher Nutzflächen ist dringend zu vermeiden. 
Als Alternative zum leider regelmäßig durchgeführten Ausgleich über die Bepflanzung wertvollen 
Ackerlandes mit Streuobstbeständen regen wir folgende Maßnahmen an: 

� Entsiegelung von bebauten Flächen 
� Produktionsintegrierte Ausgleichsmaßnahmen 
� Verbesserung bestehender FFH-Gebiete 
� Maßnahmen zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 

Beide Auswahl geeigneter Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind die Flächenbe-
wirtschafter frühzeitig in die Planung einzubeziehen. 

 
Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. Durch das Büro für Um-
weltplanung Simon aus Mosbach wurde eine Eingriffs-Ausgleichs-
Untersuchung durchgeführt. In dieser werden die Eingriffe ermittelt und 
bewertet. Es werden Möglichkeiten zur Vermeidung und Verminderung 
der Eingriffe aufgezeigt. Zum Teil werden Vorschläge zum gebietsexter-
nen Ausgleich gemacht. Es wird unter anderem Vorgeschlagen den 
Oberboden von überplante Flächen mit hochwertigen Böden abzutragen 
und auf geringwertigeren Böden aufzubringen. Dadurch kann der Eingriff 
in weitere landwirtschaftliche Nutzfläche zum Ausgleich vermindert 
werden. 

     

2 Regionalverband  
Heilbronn-Franken 

12.05.2016 Der im Erläuterungsbericht dargestellte rechnerische Gesamtbedarf von 65 ha (Wohnbauflächen) 
bzw. der Ausweisungsumfang von ca. 66,8 ha (Wohnbauflächen) und ca. 20,1 ha (Gewerbliche 
Bauflächen) auch unter Berücksichtigung der neuen Bedarfssituation aus der Bevölkerungsvo-
rausberechnung so mitgetragen werden. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

   Weitere Aussagen zum Innenpotential und zu Mobilisierungsanstrengungen sollten jedoch sowohl 
zum Wohnungsbau als auch zum Gewerbe noch ergänzt werden. Bei hieraus resultierend nahe-
liegenden Flächenreduzierungen erscheint aus regionalplanerischer Sicht eine Orientierung des 
maximalen Reduzierungsumfangs am Umfang der Neuausweisung möglich. 

Der Anregung wird gefolgt. Ergänzende Aussagen zum Innenentwick-
lungspotential und zu Mobilisierungsanstrengungen werden in die Be-
gründung aufgenommen. 

   Gegen die zur Neuausweisung vorgesehene gewerbliche Fläche „Köchersgrund“ (B2) in Beilstein 
werden angesichts der ergänzten Angaben zum Bedarf aus regionalplanerischer Sicht, insbeson-
dere auch aufgrund der Lage im Bereich eines regionalplanerisch abgestimmten Schwerpunkts für 
Industrie, Gewerbe und Dienstleistung keine Bedenken mehr erhoben. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

   Beilstein „Kleinfeldle“ (B1): 
Die Planung erscheint trotz der erfolgten Vergrößerung weiterhin noch vertretbar. 
Bei der Fläche sind relevante landwirtschaftliche Belange sowie eine Berücksichtigung luftklimati-
scher Funktionen im Umweltbericht und in der Abwägung zu thematisieren. 
Die Belange aus einer ggf. längerfristigen relevanten Stadtbahntrasse in mittiger Lage durch die 
Planungsfläche sollte im Rahmen der Planung berücksichtigt werden. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Anregung wird beachtet und bei der Erstellung des Umweltberichts 
sowie in den gebietsbezogenen Flächensteckbriefen thematisiert. 
Die Anregung wird beachtet. Ein entsprechender Hinweis zur Beachtung 
im Bebauungsplanverfahren wird in den gebietsbezogenen Flächen-
steckbrief aufgenommen. 
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   Beilstein „Köchersgrund“ (B2): 
Bei der Planung sollten vor dem Hintergrund der überwiegenden Lage in einem Vorbehaltsgebiet 
für Erholung Belange des Landschaftsbildes im Sinne des Plansatzes bei Abgrenzung, Ausgestal-
tung und Randgestaltung berücksichtigt werden.  
Weiterhin sollten Belange der Landwirtschaft sowie die Relevanz luftklimatischer Aspekte im 
Umweltbericht und in der Abwägung thematisiert werden. 
Die Belange aus einer ggf. längerfristigen relevanten Stadtbahntrasse in mittiger Lage durch die 
Planungsfläche sollte im Rahmen der Planung berücksichtigt werden. 

 
Die Anregung wird beachtet. Ein entsprechender Hinweis zur Beachtung 
im Bebauungsplanverfahren wird in den gebietsbezogenen Flächen-
steckbrief aufgenommen. 
Die Anregung wird beachtet und bei der Erstellung des Umweltberichts 
sowie in den gebietsbezogenen Flächensteckbriefen thematisiert. 
Die Anregung wird beachtet. Ein entsprechender Hinweis zur Beachtung 
im Bebauungsplanverfahren wird in den gebietsbezogenen Flächen-
steckbrief aufgenommen. 
 

   Beilstein „Hart – Fortsetzung (B3): 
Soweit die Fläche mit einer Größe von derzeit 6,5 ha im Rahmen der Gesamtbedarfsbetrachtung 
weiterhin im Planentwurf verbleibt, erscheint eine Planung vertretbar. 
Nach wie vor sollte allerdings ein Siedlungsabstand zwischen Beilstein und der südlich von Beil-
stein befindlichen Ortslage von Gronau im Umfang von mind. 400 m eingehalten und die abschlie-
ßende Eingrünung des Ortsrandes gesichert werden. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Anregung wird beachtet. Der Siedlungsabstand zu Gronau wird in 
einem folgenden Bebauungsplanverfahren berücksichtigt. Ein entspre-
chender Hinweis wird in den Flächensteckbrief aufgenommen. 

   Beilstein „Kirchstraße“ (B4): 
keine Bedenken 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   Ilsfeld „Hühnlesäcker“ (I6): 
Soweit die Fläche mit einer Größe von derzeit 2,8 ha im Rahmen der Gesamtbedarfsbetrachtung 
weiterhin im Planentwurf verbleibt, erscheint eine Planung nach wie vor vertretbar. 
Dabei sind insbesondere landwirtschaftliche Belange im Umweltbericht und in der Abwägung zu 
thematisieren 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Anregung wird beachtet und bei der Erstellung des Umweltberichts 
sowie in den gebietsbezogenen Flächensteckbriefen thematisiert. 

   Die Flächenrücknahme bei Wohnbauflächen im Bereich „Mühlrain-Erweiterung“ (I7) wird begrüßt. Wird zur Kenntnis genommen. 

   Gegen die geplante gewerbliche Baufläche „Erweiterung Bustadt“ (I1) werden nach wie vor keine 
Bedenken erhoben 

Wird zur Kenntnis genommen. 

   Zu der Sonderbaufläche „Errichtung einer Energiezentrale“ am westlichen Rand von Ilsfeld bei der 
Kläranlage wird auch auf die Stellungnahme vom 12.04.16 verwiesen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

   Untergruppenbach: 
Zu der Sonderbaufläche am südlichen Ortsrand wird auch auf die Stellungnahme vom 08.02.16 
verwiesen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

   Sonstiges: 
Aufgrund der in der Regel sehr leistungsfähigen Böden im Plangebiet kommt dem Vermeidungs- 
und Minimierungsgebot im Sinne des Plansatzes 3.2.2 des Regionalplans Heilbronn-Franken 
2020 im Rahmen der Abwägung ein besonderes Gewicht zu. 

Die Anregung wird beachtet und bei der Erstellung des Umweltberichts 
sowie in den gebietsbezogenen Flächensteckbriefen thematisiert. In der 
Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung werden bereits Maßnahmen zum 
Oberbodenaustausch von gut geeigneten Böden empfohlen, welche den 
Eingriff vermindern. 



KOMMUN ALPL ANUNG �  T IEFB AU �  STÄDTEB AU  
Dipl.-Ing. (FH) Guido Lysiak Dipl.-Ing. Jürgen Glas er

Dipl.-Ing., Dipl.-Wirtsch.-Ing. Steffen Leiblein  
B e r a t e n d e  I n g e n i e u r e  u n d  f r e i e  S t a d t p l a n e r  

Seite 7 
 

Nr. Behörde Stellung- 
nahme v. 

Stellungnahme Behandlungsvorschlag 

   In Bezugnahme auf das Bebauungsplanverfahren Ilsfeld Ost, 2. Änderung wie auch in den Berei-
chen Brühlwiesen und Heerweg in Beilstein sind Übernahmen der im Bebauungsplanentwurf 
dargestellten Sondergebiete für großflächigen Einzelhandel in den Flächennutzungsplan erfolgt. 
Dahingegen werden keine Bedenken erhoben. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

   Entsprechend § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB bitten wir um Mitteilung des Abwägungsergebnisses zu 
unseren vorgebrachten Anregungen. 

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 

     

3 RP Stuttgart  
Referat 21 

09.06.2016 Der Wohnbauflächenbedarf ist stets aktuell zum Planungszeitpunkt zu bestimmen. Nach den 
Plausibilitätshinweisen ergibt sich folgender relativer Wohnbauflächenbedarf für die einzelnen 
Gemeinden: 
Abstatt: 7,6 ha 
Beilstein: 10,2 ha 
Ilsfeld: 26,6 ha 
Untergruppenbach: 13,2 ha 
Zur Berechnung des absoluten zusätzlichen Flächenbedarfs sind bereits vorhandene Wohnbau-
flächenpotentiale in der Gemeinde wie noch nicht beplante oder nicht bebaute ausgewiesene 
Wohnbauflächen in Bauleitplänen sowie für Wohnbebauung aktivierbare Flächenpotentiale im 
unbeplanten Innenbereich abzuziehen. Die Ausführungen in der Entwurfsbegründung, wonach im 
GVV keine nennenswerten Innenentwicklungspotentiale vorhanden seien, da sich die vorhande-
nen Baulücken in privater Hand befänden, sind zu pauschal und müssen ergänzt werden. Nicht 
realisierbare, im privaten Eigentum befindliche Baulücken werden dann nur anteilig berücksichtigt. 
Zu allen Gemeinden des GVV werden noch Darlegungen zu vorhandenen Flächenpotentialen und 
zu Mobilisierungsstrategien erwartet. 

Der Anregung wird gefolgt. Die Wohnbauflächenbedarfsberechnung wird 
in der Begründung auf die aktuellen Bevölkerungszahlen angepasst. Der 
erhöhte Wohnbauflächenbedarf wurde ausführlich begründet und mit 
dem RP Stuttgart, dem Regionalverband Heilbronn-Franken sowie dem 
Landratsamt Heilbronn abgestimmt. 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Ergänzende Aussagen zum Innenentwick-
lungspotential und zu Mobilisierungsanstrengungen werden in die Be-
gründung aufgenommen. 

   Ilsfeld: 
In Ilsfeld sollen im Rahmen der 3. Fortschreibung des Flächennutzungsplanes Bauflächen aus der 
rechtskräftigen 2. Fortschreibung im Umfang von ca. 13,3 ha übernommen werden. Gegenüber 
der 2. Anhörung zur 3. Fortschreibung wurden die Flächenübernahmen um ca. 5,8 ha reduziert. 
Dies wird vor dem Ziel des Flächensparens sehr begrüßt. Die Wohnbauflächenausweisung beläuft 
sich zuzüglich der neu auszuweisenden Wohnbaufläche „Hühnlesäcker“ auf ca. 19,5 ha und ist 
somit vom errechneten relativen Wohnbauflächenbedarf (26,6 ha) gedeckt.  
Ausführungen zu Flächenpotenzialen der Innenentwicklungen sind diesbezüglich noch zu machen 
(s.o.). 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Behandlung siehe oben. 

   Beilstein: 
In Beilstein sollen im Rahmen der FNP-Fortschreibung drei neue Wohnbauflächen ausgewiesen 
werden mit insgesamt 10,3 ha. Auch diese sind vom errechneten relativen Wohnbauflächenbedarf 
gedeckt.  
Auch bezüglich der Gemeinde Beilstein sind Ausführungen zu vorhandenen Flächenpotenzialen 
zu machen. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Behandlung siehe oben. 

   Abstatt: 
Es sollen die in der 2. Fortschreibung des FNP dargestellten, noch unbebauten Wohnbauflächen 

 
Der Anregung wird teilweise gefolgt. Die Wohnbauflächenausweisung 
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im Umfang von insgesamt 17,6 ha übernommen werden. Die Berechnung nach den Plausibilitäts-
hinweisen ergibt für die Gemeinde Abstatt allerdings lediglich einen relativen Wohnbauflächenbe-
darf von höchstens 7,6 ha. Der Bedarf ist stets aktuell zum Planungszeitpunkt zu bestimmen; ein 
Verweis auf einen früheren Zeitpunkt, etwa der Aufstellung eines früheren Flächennutzungsplans, 
ist nicht ausreichend, da zwischenzeitlich eingetretene Veränderungen hierbei naturgemäß nicht 
berücksichtigt sind. 
Örtliche und regional bedingte Besonderheiten können ggf. zu besonderem Bedarf führen. Die 
Überschreitung des Wohnbauflächenbedarfs wird mit der Flüchtlingszuwanderung begründet. 
Hierfür und für unvorhersehbare Siedlungsentwicklungen aufgrund der Ansiedlung von großen 
Unternehmen, sollen die Wohnbauflächen als Puffer dienen. Dies kann nicht überzeugen. Zum 
einen sind Prognosen zum Flüchtlingszustrom in den aktuellen Bevölkerungsvorausrechnungen 
des Statistischen Landesamtes bereits teilweise berücksichtigt. Zum anderen genügen bloße 
„Reserveflächen“, ohne Darlegung eines konkreten sich abzeichnenden Bedarfs nicht, um die 
Voraussetzung der Erforderlichkeit des Bauleitplanes nach § 1 Abs. 3 BauGB zu erfüllen. 
Die 2. Fortschreibung des Flächennutzungsplanes des GVV „Schozach-Bottwartal“ wurde am 
3.5.2006 genehmigt. Die Tatsache, dass die damals genehmigten W- Flächen bis zum heutigen 
Zeitpunkt in erheblichem Umfang nicht beansprucht wurden und der errechnete relative Bedarf 
von 7,6 ha, sprechen dafür, dass ein konkreter Wohnbauflächenbedarf bis zum Jahr 2030 in 
Abstatt über diesen relativen Bedarf tatsächlich nicht gegeben sein wird. 
Zur Begründung eines besonderen Bedarfs muss daher konkreter zur erwarteten gewerblichen 
Entwicklung und deren Folgen für den Wohnbauflächenbedarf ausgeführt werden. Welche konkre-
te (z.B. gewerbliche) Entwicklung zeichnet sich ab? Weshalb wurden – trotz der Ansiedlung von 
Bosch – die in der 2. Fortschreibung genehmigten W-Flächen in erheblichem Umfang nicht reali-
siert? Weshalb geht man davon aus, diese in der Zukunft zu Wohnbauzwecken in Abstatt zu 
benötigen? 
Alternativ wird angeregt die geplante W-Fläche „Schafäcker“ mit 12,4 ha zu reduzieren (Fläche 
A1). Dies vor allem auch deshalb, weil diese Fläche östlich in ein Vorbehaltsgebiet für Erholung 
hineinragt. Nach PS 3.2.6.1 Abs. 4 Regionalplan Heilbronn-Franken 2020 sollen in den Vorbe-
haltsgebieten für Erholung die natürlichen und kulturellen Erholungsvoraussetzungen in ihrem 
räumlichen Zusammenhang erhalten werden.  

wird bedarfsgerecht reduziert. Die darüberhinausgehende Ausweisung 
an Wohnbauflächen wurde ausführlich begründet und mit dem RP 
Stuttgart, dem Regionalverband Heilbronn-Franken sowie dem Landrat-
samt Heilbronn abgestimmt. 
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   Untergruppenbach: 
Drei Wohnbauflächen mit insgesamt 19,4 ha sollen aus der 2. Fortschreibung des Flächennut-
zungsplanes übernommen werden. Hiergegen bestehen raumordnerische Bedenken. Wie bereits 
dargestellt beläuft sich der relative Bedarf für die Gemeinde Untergruppenbach lediglich auf 13,2 
ha. Die geplanten Übernahmeflächen übersteigen den relativen Bedarf um mindestens 6,2 ha. Vor 
diesem Hintergrund bestehen Bedenken im Hinblick auf die Erweiterung der geplanten W-Fläche 
„Furtweg“ (Fläche U1) in Untergruppenbach um 2,8 ha, von 13,7 ha auf 16,5 ha.  
Aufgrund der Überschreitung des errechneten relativen Bedarfs wird angeregt auch die Auswei-
sung der W-Flächen „Kelteräcker-Nord“ (Fläche U3) in Untergruppenbach/Donnbronn mit 2,0 ha 
und „Gehräcker“ (Fläche U4) in Untergruppenbach/Unterheinriet mit 0,9 ha zu überdenken. Dies 
vor allem deshalb, weil nach Plansatz 2.4.1 Abs. 1 (Z) Regionalplan Heilbronn-Franken 2020 nur 
Untergruppenbach-Kernort als Vorranggebiet dargestellt ist, in dem sich zur Erhaltung der länger-
fristigen Tragfähigkeit der regionalen Siedlungsstruktur die Siedlungstätigkeit über die Eigenent-
wicklung hinaus verstärkt vollziehen soll. Im Gegenschluss soll in den Gemeindeteilen Donnbronn 
und Unterheinriet keine über die Eigenentwicklung hinausgehende Siedlungstätigkeit stattfinden. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. Die erhöhte Ausweisung an Wohnbauflä-
chen wurde ausführlich begründet und mit dem RP Stuttgart, dem 
Regionalverband sowie dem Landratsamt abgestimmt. 

   Gewerbefläche B2 „Köchersgrund“ in Beilstein 
Es bestehen raumordnerische Bedenken hinsichtlich des Bedarfs der geplanten Neuausweisung 
der Gewerbefläche B2 „Köchersgrund“ in Beilstein. Die Begründung, diese Fläche solle dem 
örtlichen Bedarf dienen ist zu pauschal und sollte ergänzt werden. Nach dem Hinweispapier des 
MVI vom 23.05.2013 muss der prognostizierte Gewerbeflächenbedarf im Einzelfall nachvollzieh-
bar dargestellt und begründet sein. 
Dazu soll aus den Planunterlagen und der Begründung ersichtlich sein: 
� Darstellung nicht bebauter Misch-, Gewerbe- und Industrieflächen in Plangebieten sowie nicht 

bebauter und nicht genutzter Misch-, Gewerbe- und Industrieflächen im nicht beplanten Be-
reich einschließlich betrieblicher Reserveflächen sowie die Darlegung von deren Entwick-
lungspotenzialen für gewerbliche Flächennutzung sowie der Strategien zu deren Mobilisierung, 

� Darstellung von Flächen mit Nutzungspotenzialen für gewerbliche Anlagen in anderen Be-
standsgebieten sowie deren Eignungsqualitäten, Aktivierbarkeit und Strategien zu deren Mobi-
lisierung, 

� Darstellung der Beteiligungen an interkommunalen Gewerbegebieten 
� Darstellung und Begründung des zusätzlichen Gewerbeflächenbedarfs ortsansässiger Unter-

nehmen, 
� Darstellung und Begründung des zusätzlichen Flächenbedarfs für Neuansiedlungen unter 

Darlegung der angewandten Berechnungsmethode der Flächenbedarfsprognose, 
� Berücksichtigung regionalplanerischer Vorgaben hinsichtlich Funktionszuweisung und Ober-

grenzen für gewerbliche Flächen, soweit vorhanden. 
Hierzu sind noch Ausführungen zu machen. 
 
Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass sich das Plangebiet B2 in einem Vorbehaltsgebiet für 
Erholung befindet nach Plansatz 3.2.6.1 Regionalplan Heilbronn-Franken 2020. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregung wird beachtet und bei der Erstellung des Umweltberichts 
sowie in den gebietsbezogenen Flächensteckbriefen thematisiert. 
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Gegenüber dem Planentwurf vom September 2012 wurden die gewerblichen Flächenübernahmen 
um ca. 9,8 ha und die Neuausweisungen um ca. 14,5 ha reduziert. Dies wird sehr begrüßt. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

   Sondergebiet I11 „Energiezentrale“ 
Bezüglich der Sondergebietsfläche „Energiezentrale“ wird auf die Stellungnahme zum Bebau-
ungsplan vom 14.04.2016 verwiesen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

   Sondergebiet U7 „Nahversorgung-Schlossblick“ 
Zu der Sonderbaufläche am südlichen Ortsrand „Nahversorgung-Schlossblick“ wird auf die Stel-
lungnahme zum Bebauungsplan vom 17.02.2016 verwiesen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

   Straßenwesen und Verkehr 
Die Planung OU L 1100 Beilstein ist nicht mehr im derzeit gültigen Maßnahmenplan enthalten. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Anbindung von Baugebieten an Bundes- und Landesstraßen 
spätestens im Rahmen der Aufstellung der entsprechenden Bebauungspläne mit dem Regie-
rungspräsidium Stuttgart, Abt. 4 -Straßenwesen und Verkehr- abzustimmen ist. 
Grundsätzlich sind die gesetzlichen Anbauabstände nach § 9 FStrG bzw. § 22 StrG einzuhalten. 
Der Vorhabenträger hat für eventuell erforderlichen Lärmschutz zu sorgen. 

 
Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 

   Umwelt 
Naturschutzgebiete sowie Flächen des Artenschutzprogrammes Baden-Württemberg sind von den 
Planungen nicht betroffen. Zahlreiche geplante Flächen liegen jedoch innerhalb von Biotopver-
bundflächen trockener und mittlerer Standorte (vgl. FACHPLAN LANDESWEITER BIOTOPVER-
BUND, LUBW, 2014). Sollten diese Flächen überplant werden, so wird unter naturschutzrechtli-
chen Gesichtspunkten auf § 21 BNatSchG und § 22 NatSchG verwiesen, wonach alle öffentlichen 
Planungsträger bei ihren Planungen die Belange des Biotopverbundes zu berücksichtigen haben. 
Auch bei späteren Bauleitplanverfahren ist der Biotopverbund im Rahmen der Eingriffsregelung zu 
berücksichtigen. Dies gilt für die Flächen A4, A5, B3, B4, I4, I6, I7, I9, I11, U1, U3 und U5. 
Eine Betroffenheit streng geschützter Arten kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht ausgeschlossen 
werden. Es wird deshalb die Erstellung des Umweltberichts abgewartet, bevor im Rahmen einer 
erneuten angemessenen Fristsetzung ggf. eine fachliche Stellungnahme erfolgt. 
Die weitere naturschutzfachliche Beurteilung sowie die artenschutzrechtliche Prüfung gem. §§ 44 
ff BNatSchG obliegen grundsätzlich zunächst der Unteren Naturschutzbehörde. Nur dann, wenn 
für streng geschützte Tier- und Pflanzenarten eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG oder 
eine Befreiung nach § 67 BNatSchG erforderlich ist, bedarf es eines Antrags an das Regierungs-
präsidium (Referat 55). Gleiches gilt, wenn es sowohl für streng als auch für nicht streng geschütz-
te Arten einer Ausnahme oder Befreiung bedarf. 

 
Der Anregung wird gefolgt. Im Umweltbericht wurden die Auswirkungen 
der Neuplanungen auf den Biotopverbund überprüft. Bis auf Fläche I6 ist 
mit keinen Auswirkungen zu rechnen. Ein entsprechender Hinweis zur 
Berücksichtigung der Auswirkungen auf den Biotopverbund wird in die 
jeweiligen gebietsbezogenen Flächensteckbriefe aufgenommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. Im Umweltbericht wurde der Besondere 
Artenschutz betrachtet. 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG gebeten, dem Regie-
rungspräsidium nach Inkrafttreten des Planes eine Mehrfertigung davon - zusätzlich in digitalisier-
ter Form - im Originalmaßstab zugehen zu lassen. 
Wir bitten darum, am weiteren Verfahren beteiligt zu werden. 

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
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4 RP Freiburg 
Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau 
 

23.05.2016 Geotechnik: 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen Kar-
tenwerk entnommen werden. 
Boden: 
Keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
Mineralische Rohstoffe: 
Keine Einwendungen 
Grundwasser: 
Die Flächen „Ilsfeld Nord“, „Erweiterung Bustadt“, „Ilsfeld Ost-2.Änderung“, „Hühnlesäcker“, „Mühl-
rain-Erweiterung“ und „Abstetter Hof“ befinden sich in Zone III des Wasserschutzgebiets LUBW-
Nr. 289. 
Bergbau: 
Keine Einwendungen 
Geotopschutz: 
Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes sind nicht tangiert. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. Die WSG sind bereits im 
zeichnerischen Teil dargestellt. Ein entsprechender Hinweis wird in die 
jeweiligen gebietsbezogenen Flächensteckbriefe aufgenommen. 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

     

5 RP Tübingen 
Landesbetrieb FORST BW 

17.05.2016 Aus den dargestellten Änderungen ergeben sich keine Waldinanspruchnahmen. Forstliche Belan-
ge, die durch die höhere Forstbehörde zu vertreten sind, werden insofern nicht berührt. 
Die Forstdirektion weist jedoch vorsorglich darauf hin, dass generell im Falle der Ausweisung von 
Nutzungsänderungen bei Waldflächen (Umwandlung) zur Genehmigung des FNPs die erforderli-
che Waldumwandlungserklärung vorliegen muss. 

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 

     

6 Bauernverband Heilbronn-
Ludwigsburg e.V. 

24.05.2016 Die Berechnung des Wohnbauflächenbedarfs sollte nach Punkt 2.1 der Plausibilitätsprüfung durch 
das Ministerium nachvollziehbar dargestellt werden. Die Berechnung des erforderlichen Wohnflä-
chenbedarfs kann nicht allein aus dem fiktiven Einwohnerzuwachs errechnet werden. 
 
 
Von dem absolut errechneten Flächenbedarf ist nach der Plausibilitätsprüfung bei Flächennut-
zungsplänen die nicht beplanten Wohn-, Misch- und Gewerbeflächen des vorhandenen Flächen-
nutzungsplans (Punkt 1.2.2) in Abzug zu bringen. Bei der Darstellung ist nicht ersichtlich wieso 
hier die Flächen von Baugebieten wie dem Steinhäldenweg in Ilsfeld (I 4) von 4 ha und andere 
Flächen A3 und I1 und U6 nicht in Abzug gebracht wurden. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Flächenbedarfsermittlung wurde 
gemäß dem Hinweispapier zur Plausibilitätsprüfung des Landes durch-
geführt. Die Flächenbedarfsbegründung wurde ergänzt und mit dem 
Regierungspräsidium, dem Regionalverband Heilbronn-Franken und 
dem Landratsamt Heilbronn im Vorfeld abgestimmt. 
Für die Fläche I4 (Steinhäldenweg) wurde bereits ein Bebauungsplan 
aufgestellt, daher wurde diese Fläche beim Innenentwicklungspotential 
berücksichtigt. Bereits veräußerte Flächen mit einem Bauzwang werden 
nicht zum Innenentwicklungspotential hinzugerechnet. Die Fläche I1 ist 
bereits bebaut und kann nicht mehr als Potentialfläche angerechnet 
werden. Die Fläche A3 ist eine Sondergebietsfläche, welches zu Teilen 
bebaut ist aber nicht für Wohnbauzwecke zur Verfügung steht. Die 
Fläche U6 ist ein zum überwiegenden Teil bebautes Wohngebiet. Bau-
lücken werden beim Innenentwicklungspotential berücksichtigt. Die 
nördliche Teilfläche wird gestrichen. 
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   Auch sind die Verfügbarkeitspotentiale und Mobilisierungsstrategien für Brachflächen im Ver-
bandsgebiet in den Innerortslagen in die Planung mit einzubeziehen (Punkt 1.2.4 der Plausibili-
tätsprüfung). Hier wären z.B. die Ergebnisse des Tags der Städtebauförderung vom 10. Mai 2016 
mit einzubeziehen, wo in Auenstein funktionslose Bausubstanz von 3,2 ha einer neuen Wohnbe-
bauung zugeführt werden soll. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Begründung wurde zu Aussagen des 
Innenentwicklungspotentials ausführlich ergänzt. 

   In der weiteren Begründung der Planung nach § 2a BauGB sollte der GVV die Auswirkung der 
Planung auf die Landwirtschaft und auf Umweltbelange prüfen. Hier auch unter dem Gesichts-
punkt von Versickerungsflächen für die Neuversiegelung und dem zur Verfügung stehenden 
Abwasserleitungssystem. Nach § 1 Abs. 6 Nr. 8 lit b BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne die Belange der Landwirtschaft zu berücksichtigen.  

Der Anregung wird gefolgt. Mittlerweile wurde ein Umweltbericht durch 
das Büro für Umweltplanung Simon aus Mosbach erstellt. In diesem 
werden die Auswirkungen der Planung betrachtet. Des Weiteren wurde 
eine Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung erarbeitet, in der Empfehlungen 
zu Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sowie geeigneten Aus-
gleichsmaßnahmen gemacht werden. Der Umweltbericht ist Teil der 
Begründung und somit auch Teil der Abwägung. 

   Fläche I 3: Ilsfeld Nord 
Die Wohnbaufläche weißt aus unserer Sicht mit der Einbeziehung des Grundstücks an den Lin-
senäckern eine ungewöhnliche Form auf. Das Grundstück in den Linsenäckern zählt zu den 
flurbereinigten Flächen in Ilsfeld und sollte nicht in die Wohnbaufläche mit einbezogen werden. 
Aus landwirtschaftlicher Sicht ist es notwendig die natürlichen Grenzen bei der Ausweisung zu 
beachten und das geplante Wohnbaugebiet am Feldweg zwischen Krummes Land und Lin-
senäcker enden zu lassen. Die Einbeziehung der nicht flurbereinigten Linsenäcker südlich könnten 
daher aus landwirtschaftliche Sicht verbleiben, sofern sie erforderlich sind. 

 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Flächenabgrenzung wurde auch 
aufgrund der bereits im Regionalplan enthaltenen geplanten Siedlungs-
fläche gewählt, um den vorhandenen Bedarf nach Wohnbauland zu 
decken. Die Flächenabgrenzung wird daher beibehalten. 

   Fläche I 10 Blauer Berg und I 8 Halde 
Die Ausweisung der Einzelparzellen I10 und I8 betrifft große Flurschläge. Die in früheren Plänen 
vorgesehenen Flächen westlich des Gewanns Hausenweg in Schozach wären aus agrarstrukturel-
ler Sicht für die Ortsentwicklung besser geeignet und sollten überdacht werden. 

 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Für die Fläche I10 wurde bereits eine 
weitere Erschließung des vorhandenen Baugebiets vorgesehen. Die 
Ausweisung der vorgesehenen Flächen bilden eine städtebauliche 
Ergänzung des Siedlungsgefüges und eigenen sich somit besser als das 
Gewann Hausenweg. 

   Fläche I 6 Hühnlesäcker 
Die geplante Ausweisung der Fläche I 6 sehen wir kritisch. Die Einbeziehung des Betriebsgelän-
des der Gärtnerei Liuthle wurde ohne Rücksprache mit den Eigentümern beschlossen. Es sollte 
geprüft werden inwieweit hier die Einbeziehung beschränkt werden kann. Überwiegend befinden 
sich die Flächen im Eigentum der Familie Luithle, so dass hier eine große einzelne Belastung in 
steuerrechtlicher und finanzieller Weise droht. Aufgrund der natürlichen Grenzen würde es sich 
anbieten das Gebiet z.B. nur bis zum Gewann Hühnlesäcker-Paffenhecke zu erschließen. Vo-
rausgesetzt die Notwendigkeit der Inanspruchnahme kann belegt werden. 

 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Durch eine Ausweisung von Wohnbau-
fläche soll eine Arrondierung des Siedlungskörpers geschaffen werden 
und damit der Wohnbauflächenbedarf befriedigt werden. Im in Aufstel-
lung befindlichen Bebauungsplan sind die Eigentümer eingebunden. 

   Es wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen der Flächennutzungspläne nach § 5 Abs. 2 Nr. 9 lit 
a BauGB Flächen für die Landwirtschaft ausgewiesen werden können. Aufgrund der wachsenden 
Bodenknappheit sollte der Verbrauch der Flächen über den FNP besser gesteuert werden, da 
sonst regionale Nahversorgung und landwirtschaftliche Betriebe als Wirtschaftsfaktor vor Ort 
langfristig nicht weiter fortbestehen können, wenn Ihnen die Wirtschaftsgrundlage fehlt. 

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
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7 BUND 
LNV 
NABU 

27.06.2016 In der Begründung wird für alle Gemeinden eine Einwohnerdichte für Neubauflächen von 50 
EW/ha angesetzt. Der Erlass des MVI über die Plausibilitätsprüfung für Bedarfsflächennachweise 
sieht aber für Unterzentren eine Einwohnerdichte von 70 EW/ha vor. Ilsfeld und Beilstein sind im 
Regionalplan 2020 als Unterzentren ausgewiesen. Bei einer Einwohnerdichte von 70 EW/ha ergibt 
sich für Beilstein ein Bedarf von 7,24 ha anstatt 10,14 ha, für Ilsfeld ein Bedarf von 21,03 ha 
anstatt 29,43 ha wie geplant. 

Der Anregung wird nicht gefolgt. Maßgebend für die Einwohnerdichte 
sind die Vorgaben der Regionalpläne. Die Vorgaben im Erlass des MVI 
über die Plausibilitätsprüfung für Bedarfsflächennachweise stellen 
Orientierungswerte dar, welche angewendet werden können falls der 
jeweilige Regionalplan keine eigenen Aussagen trifft.  
Der GVV zählt laut dem Regionalplan Heilbronn-Franken 2020 zur 
Randzone des Verdichtungsraums und sieht eine Einwohnerdichte von 
50 EW/ha vor.  

   Mit der Behauptung, es gebe im Gemeindeverwaltungsverband keine nennenswerten Potentiale 
für Innenentwicklung, weil die Baulücken in privater Hand seien, macht es sich der Verfasser der 
Begründung zu einfach. Die Erfahrungen aus den MELAP-Projektgemeinden zeigen, dass es 
überall Potentiale für Innenentwicklung gibt, z.T. in erheblichem Umfang. Diese zu identifizieren ist 
eine unverzichtbare Voraussetzung für eine realistische Bedarfsberechnung. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Flächenbedarfsbegründung wurde zu 
Aussagen des Innenentwicklungspotentials ausführlich ergänzt und im 
Vorfeld mit dem Regierungspräsidium Stuttgart, dem Regionalverband 
Heilbronn-Franken und dem Landratsamt Heilbronn abgestimmt. 

   „Kleinfeldle“, Stadt Beilstein: 
Wir begrüßen die Neuordnung der Flächen um den alten Bahnhof. Den südwestlichen Teil des 
geplanten Baugebiets, der in die freie Landschaft hinausragt, lehnen wir ab. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   Gewerbegebiet „Köchersgrund“, Stadt Beilstein: 
Die geplante Gewerbefläche „Köchersgrund“ in Beilstein greift weit über die genannten vorbelaste-
ten Areale hinaus in die freie Landschaft. Wir schlagen vor, sie auf die dreieckige Teilfläche zwi-
schen der Straße „Im Köchersgrund“ und dem bestehenden Wirtschaftsweg zur Gärtnerei zu 
beschränken. Die Teilfläche westlich davon in der freien Landschaft lehnen wir ab. 

 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Stadt Beilstein möchte durch die 
Ausweisung der gewerblichen Baufläche ihren örtlichen Gewerbeflä-
chenbedarf decken. Dazu bietet sich die Ausweisung im direkten An-
schluss an das bestehende Gewerbegebiet an. Eine Ausweisung ledig-
lich der vorgeschlagenen dreieckigen Fläche in einer Größe von ca. 
1,5 ha ist durch den Flächenzuschnitt für eine gewerbliche Bebauung 
ungeeignet. 

   „Hart“, Stadt Beilstein: 
Die geplante Wohnbaufläche „Hart“, Beilstein-Schmidhausen, beseitigt eine Gehölzstruktur und 
nimmt der eindrucksvollen Hecke entlang der Schmidhausener Straße den Ortsrandcharakter. 
Auch nach der Reduzierung um 0,9 ha wirkt die Begründung mit dem Eigenbedarf nicht überzeu-
gend. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. Die angesprochene Gehölzstruktur ist im 
Bebauungsplanverfahren zu beachtet und ggf. bei Verlust zu ersetzten. 
Die Flächenbedarfsbegründung wurde im Vorfeld mit dem Regierungs-
präsidium, dem Regionalverband und dem Landratsamt abgestimmt. 

   „Hühnlesäcker“, Ilsfeld-Auenstein: 
Das geplante Baugebiet stellt zwar eine Arrondierung der Siedlungsfläche dar, ist aber keines-
wegs vollständig durch die Nutzung als Gärtnerei geprägt, sondern weist vor allem im Süden und 
Westen wertvolle Grünstrukturen wie Obstbaumreihen auf. Bei einer Bebauung sind diese so weit 
wie möglich als Grünflächen zu integrieren. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. Ein entsprechender Hinweis zur Berück-
sichtigung der Grünstrukturen wird in den Flächensteckbrief aufgenom-
men. 

   „Halde“, Ilsfeld-Schozach: 
Das geplante Neubaugebiet aus der 2. Fortschreibung des FNP betrachten wir wegen des Ver-
brauchs wertvoller landwirtschaftlicher Flächen kritisch. Wir schlagen vor, es aus der 3. Fort-
schreibung zu streichen. 

 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Aufgrund des bestehenden Wohnbau-
flächenbedarfs wird an der Ausweisung der Fläche festgehalten. 
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   „Blauer Berg“, Ilsfeld-Schozach: 
Das geplante Neubaugebiet ist größer dargestellt als bei der letzten Anhörung, aber in der Be-
gründung nicht erwähnt. Am nördlichen Rand entlang des Herrwegs und im westlichen Bereich 
beansprucht es wertvolle Grünstrukturen. Wir schlagen vor, es aus der 3. Fortschreibung zu 
streichen. 

 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Aufgrund des Bauflächenbedarfs und 
der Erweiterungsmöglichkeit des bestehenden Wohngebiets wird an der 
Ausweisung festgehalten. Die Fläche wurde versehentlich als Übernah-
me gekennzeichnet. Sie wird nun als Neuaufnahme im Planentwurf 
kenntlich gemacht und die Begründung dementsprechend angepasst. 

   „Furtweg“, Untergruppenbach/Donnbronn:  
Dieses Baugebiet wurde gegenüber der 2. Fortschreibung deutlich vergrößert. Es würde den 
vorletzten Schritt zum Zusammenwachsen der Ortslagen von Untergruppenbach und Donnbronn 
bedeuten. Wir lehnen die Erweiterung ab und fordern, die Wohnfläche zumindest auf den Umfang 
der 2. Fortschreibung zu begrenzen. 

 
Der Anregung wird nicht gefolgt. In der 2. Fortschreibung ist die Fläche 
als zusammenhängende Wohnbaufläche zwischen Untergruppenbach 
und Donnbrunn dargestellt. In der nun vorgesehenen Abgrenzung wurde 
die Fläche bewusst unterbrochen, um ein Zusammenwachsen zu ver-
hindern. Daher wird die Fläche beibehalten. 

   „Kelteräcker Nord“, Donnbronn: 
Trotz der Verkleinerung beseitigt die geplante Wohnfläche die Obstwiese, die dort als Überrest 
des früher vorhandenen Streuobstgürtels die Ortslage eingrünt. Wir schlagen vor, die Wohnbau-
fläche aus der 3. Fortschreibung zu streichen. Falls sie weiterverfolgt wird, ist die Obstbaumwiese 
als Grünfläche zu sichern. 

 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Ein Erhalt ist im Bebauungsplanverfah-
ren zu prüfen. Ein entsprechender Hinweis wird in den Flächensteckbrief 
aufgenommen. 

   „Seebrücke“, Abstatt: 
Die Angaben zu dieser Wohn-/Mischbaufläche sind unklar: In den Steckbriefen wird sie als Pla-
nung bezeichnet, in der Begründung als Übernahme aus der 2. Fortschreibung. Falls dieses 
Baugebiet realisiert wird, ist die Obstwiese im Südosten des Gebiets als Grünfläche und Ab-
schluss zur freien Landschaft zu erhalten. 

 
Der Anregung wird gefolgt. Die Fläche soll in reduzierter Form in den 
Flächennutzungsplan aufgenommen werden. Die Obstbaumwiese wird 
als geplante Grünfläche dargestellt. 

   Wir begrüßen die Streichung der Bauflächen „Westlich der Bildstraße“, „Abstetterhof“ und des 
nicht bebauten Teils von „Bauernäcker/Hofäcker“ sowie der Verbindungsstraße zwischen K 2086 
und L 1111 zwischen Untergruppenbach und Donnbronn. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

   Wir erwarten, dass bei der Fortschreibung des Flächennutzungsplans Flächen zur Kompensation 
von Eingriffen in den Naturhaushalt dargestellt werden, wie im Baugesetzbuch vorgesehen. 

Der Anregung wird nicht gefolgt. Um in einem etwaigen Bebauungsplan-
verfahren bei der Auswahl von Ausgleichsmaßnahmen/-flächen flexibel 
sein zu können wird eine Ausweisung von Ausgleichsflächen im Rah-
men der Flächennutzungsplanung als nicht sinnvoll erachtet.  
Es wurde eine Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung durch das Büro für 
Umweltplanung Simon aus Mosbach erstellt. Darin wird der Eingriff 
ermittelt und bewertet. Des Weiteren werden Vermeidungs- und Ver-
minderungsmaßnahmen sowie externe Ausgleichsmaßnahmen vorge-
schlagen. 

   Wir raten nach wie vor dazu, von der Steuerungsmöglichkeit über den FNP Gebrauch zu machen 
und im FNP geeignete Flächen für Windkraftanlagen an windhöffigen und landschaftlich sowie mit 
dem Artenschutz verträglichen Standorten darzustellen. Planungen im Bereich der Gemeinde 
Untergruppenbach zeigen, dass bei Investoren Interesse an der Errichtung von Windkraftanlagen 
im Raum Schozach-Bottwartal besteht. 

Wird zur Kenntnis genommen. Wie angerecht wurde bereits ein separa-
tes Verfahren zur Teilfortschreibung des Flächennutzungsplans zum 
Thema Windkraft eingeleitet. 
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8 IHK Heilbronn-Franken 20.05.2016 Keine Anregungen oder Bedenken. Wird zur Kenntnis genommen. 

     

8 Handelskammer  
Heilbronn-Franken 

26.04.2016 Keine Bedenken. Wird zur Kenntnis genommen. 

     

10 Deutsche Telekom AG  
T-Com 

24.05.2016 Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsleitungen der Telekom. Die Belange der Tele-
kom sind betroffen. Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien müssen weiterhin 
gewährleistet bleiben. 
Wir werden zur gegebenen Zeit zu den aus dem Flächennutzungsplan zu entwickelnden Bebau-
ungsplänen detaillierte Stellungnahmen abgeben. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

     

11 Amprion GmbH 09.05.2016 Im Planbereich verlaufen keine Hochspannungsleitungen unseres Unternehmens. Planungen von 
Hochspannungsleitungen für diesen Bereich liegen aus heutiger Sicht nicht vor. 
Diese Stellungnahme betrifft nur die von uns betreuten Anlagen des 220- und 380-kV-Netzes. 
Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich weiterer Versorgungsleitungen die zuständigen Unter-
nehmen beteiligt haben. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

     

12 Bodensee-
Wasserversorgung 

04.05.2016 In Ihrer Information über die Planabsichten ist uns bei der Sonderbaufläche „Energiezentrale 
Ilsfeld“ (I11) aufgefallen, dass unsere Wasserversorgungsleitung DN 700 StSw nicht in Ihren 
Unterlagen dokumentiert wurde. Wir bitten um Ergänzung der fehlenden Leitungen in Ihrem Flä-
chennutzungsplan. Bei Bedarf schicken wir Ihnen die Daten zu. 
Grundsätzlich stimmen wir dem Flächennutzungsplan zu. 
Sämtliche geplante Maßnahmen innerhalb unseres Leitungsrechts sind mit uns abzustimmen. Wir 
weisen darauf hin, dass – abhängig von der Leitungsdimension – für alles unsere Versorgungslei-
tungen Stutzstreifen von bis zu 6 m rechts und links der entsprechenden Leitungsachsen ausge-
wiesen sind. Wir bitten Sie um weitere Beteiligung am laufenden Verfahren. 

Der Anregung wird gefolgt. Der Leitungsverlauf wird im Flächennut-
zungsplan dargestellt. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 

     

13 Syna GmbH 10.05.2016 Keine Anregungen. Wird zur Kenntnis genommen. 

     

14 Evang. Kirchengemeinde 
Beilstein-Billensbach 

31.05.2016 Keine Bedenken Wird zur Kenntnis genommen. 

     

15  Stadt Heilbronn 03.06.2016 Keine Bedenken oder Anregungen. Wird zur Kenntnis genommen. 

     

16 Gemeine Wüstenrot 03.05.2016 Keine Bedenken oder Anregungen. Wird zur Kenntnis genommen. 
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17 Gemeinde Flein 17.05.2016 Keine Anregungen. Wird zur Kenntnis genommen. 

     

18 Stadt Lauffen a.N. 25.05.2016 Keine Anregungen. Wird zur Kenntnis genommen. 

     

19 Gemeinde  
Untergruppenbach 

26.04.2016 Keine Bedenken oder Anregungen. Wird zur Kenntnis genommen. 

     

20 Gemeinde Abstatt 19.05.2016 Keine Bedenken oder Anregungen. Wird zur Kenntnis genommen. 

     

21 Gemeinde Talheim 24.05.2016 Keine Einwände. Wird zur Kenntnis genommen. 

     

22 Gemeinde Obersulm 17.05.2016 Keine Anregungen. Wird zur Kenntnis genommen. 
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Anregungen der Bürger oder sonstiger Betroffener 
 

Nr. Behörde Stellung- 
nahme v. 

Stellungnahme Behandlungsvorschlag 

1 Bürger A 
Ursula Coppola 

24.05.2016 Beim FNP 3. Fortschreibung ist uns aufgefallen, dass die Planung der Gemeindeverwaltung an 
den „Schozemer“ Mitbürgern etwas vorbeiläuft. Mag sein, dass sich die Planung eines Amtes mit 
nur jeweils wenigen Eigentümern einfacher bewerkstelligen lässt. Aus früheren Zeiten sind mir die 
Fortschreibung anderer Flächen im Kopf, wie „Klingenberg“ oder „Hausenweg“. Warum werden 
diese Flächen nicht mehr mit einbezogen? 
Der Anfang wurde damals mit dem Bau der früheren Weinkelter an der Fleiner Str. gemacht. Die 
Flächen im „Klingenberg“ und im „Hausenweg“ runden Schozach ab uns sind verkehrsgünstiger 
gelegen als die beiden angedachten Flächen im äußersten Bereich. 
Meine inzwischen erwachsenen Söhne und meine Enkel würden gerne ihren Lebensmittelpunkt 
wieder nach Schozach verlegen, vor allem auch wegen den landwirtschaftlichen Flächen. Dies 
kann nur mit Aussicht auf bezahlbaren Wohnraum geschehen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Ausweisung der vorgesehenen 
Flächen bilden eine städtebauliche Ergänzung des Siedlungsgefüges 
und eigenen sich somit besser als das Gewann Hausenweg. Die topo-
graphische Lage des Gewanns Klingenberg erweist sich als schwierig 
für eine Wohnbebauung. Die Flächen I8 und I10 eignen sich für eine 
Wohnbebauung deutlich besser. Die Erschließung der Fläche I10 kann 
über eine Erweiterung der Hermann-Hesse-Straße erfolgen. 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

     

2 Bürger B 
RA Kasper & Partner 
(Bruno Haag) 

25.05.2016 Der nunmehrige 3. Vorentwurf verstößt auch eklatant gegen die ausdrücklich unter Ziff. 2.1 aufge-
listeten Planungsvorhaben für den TVR Ilsfeld: 
� Für eine landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Teile von Freiräumen sind vor 

Beeinträchtigung zu schützen. Insbesondere ertragreiche Böden sind zu sichern. Möglich-
keiten, mit Planungen auf Flächen geringerer Bodengüte auszuweichen, sind zu nutzen. 

� Ökologisch bedeutsame Teile sowie für die Erholung besonders geeignete Teile von Frei-
räumen sind vor Beeinträchtigung zu schützen, zu vernetzen und mit entsprechenden Flä-
chen benachbarter Räume zu verknüpfen. 

Mit dem nunmehrigen 3. Vorentwurf verstößt der Planungsträger nachhaltig gegen das auch bei 
der Aufstellung /Fortschreibung von Flächennutzungsplänen geltende Transparenzgebot, jeden-
falls soweit es den TVR Ilsfeld angeht. Auf diesen beschränken sich ausdrücklich unsere Ausfüh-
rungen: 
� Abweichend von den Vorentwürfen von November 2001 und Juli 2012, wird die geplante 

Flächenerweiterung „Hühnlesäcker“ von bisher 2,8 ha auf 6,2 ha nicht deutlich gemacht 
und näher begründet. In der Begründung steigert sich die geplante W-Fläche von 6,2 ha 
auf nunmehr 6,4 ha. 

 
� Die W-Fläche „Blauer Berg“ wird als Erweiterung ausgewiesen. Tatsächlich handelt es sich 

aber um eine geplante Neuausweisung. Diese Fläche ist noch in der 2. Flächenplannut-
zungsfortschreibung als Landwirtschaftsfläche ausgewiesen. Sie ist auch im 1. und 2. Vor-
entwurf zur nunmehrigen 3. Fortschreibung nicht enthalten. 

� Die als „Altbestand“ anzurechnenden Übernahmeflächen werden mit 12,5 ha für den ge-
samten TVR Ilsfeld ausgewiesen. Die noch im 2. Vorentwurf ausgewiesene W-Fläche 
„Steinhäldenweg“ mit 5,4 ha wird nunmehr nur noch ohne Flächenangabe als Bestandsflä-

Wird zur Kenntnis genommen. Es wird versucht den Eingriff in landwirt-
schaftliche Flächen gering zu halten. Aufgrund des Bauflächenbedarfs 
ist es aber unumgänglich in landwirtschaftliche Flächen einzugreifen. 
Für die Planung wird zusätzlich ein Umweltbericht erarbeitet, in dem 
ebenfalls eine Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung integriert ist. In dieser 
wird der Eingriff ermittelt und bewertet. Des Weiteren werden zur Be-
rücksichtigung der Umweltbelange Vermeidungs- und Verminderungs-
maßnahmen sowie externe Ausgleichsmaßnahmen empfohlen. 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die Fläche I6 wird als Arrondierungsfläche des Siedlungsgefüges be-
trachtet. Die Abgrenzung ergibt sich unter anderem durch die nördlich 
angrenzende Kreisstraße K 2089. Die Flächengröße beträgt 6,2 ha. Die 
Angabe auf S. 11 der Begründung zum Vorentwurf war fehlerhaft. In der 
Übersichtstabelle wurde die korrekte Flächengröße von 6,2 ha angege-
ben. 
Die fälschliche Darstellung der Fläche als Übernahme wird in Neupla-
nung geändert. Die Flächenbezeichnung „Blauer Berg - Erweiterung“ 
wird beibehalten. 
 
Für die Fläche I4 (Steinhäldenweg) wurde bereits ein Bebauungsplan 
aufgestellt, daher wurde diese Fläche beim Innenentwicklungspotential 
berücksichtigt. Bereits veräußerte Flächen mit einem Bauzwang werden 
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che ausgewiesen. Demzufolge betragen die anzurechnenden Übernahmeflächen von vorn-
herein nicht 12,5 ha sondern 17,9 ha. 
 

 
� Im 1. Vorentwurf von November 2011 ist als Fortführungsfläche für die 3. Fortschreibung 

des Flächennutzungsplans der in den Flächennutzungsplänen von Anbeginn an als W-
Fläche ausgewiesene Bereich „Klingenberg“ mit 1,0 ha festgestellt. Im 2. Vorentwurf wird 
ohne Angabe von Gründen lediglich lapidar vermerkt, diese 1,0 ha große Fläche „Klingen-
berg“ im Ortsteil Schozach wird gestrichen. 

 
Die beabsichtigte Streichung der W-Fläche „Klingenberg“ im 2. und 3. Vorentwurf steht im Zu-
sammenhang mit der erheblichen W-Flächenerhöhung für „Hühnlesäcker“ von ursprünglich 2,8 ha 
auf nun mehr sage und schreibe 6,4 ha und der Aufrechterhaltung der Ausweisung Halde mit 1,1 
ha. 
� Bezüglich der vorgesehenen Fläche „Halde“ haben wir bereits in unserem Schriftsatz vom 

24.05.2013 darauf hingewiesen, dass es um besonders hochwertiges Ackerland und mit 
der ökologisch hochwertigen Sonderkultur Schwarze Johannisbeere bepflanzten Fläche 
handelt. Die Schwarze Johannisbeere gehört zu seltenen und besonders gefährdeten 
Pflanzenarten. Sie ist auch als Lebensstätte einer arten- und individuenreichen Fauna und 
Flora. Darüber hinaus ist diese W-Fläche vorgesehene Landwirtschaftsfläche im Jahr 1960 
Teil der Flurbereinigung gewesen und das Grundstück im jetzigen Flächenzustand ist durch 
diese begründet worden. Es widerspricht deshalb auch jeder sachgerechten Abwägung, 
diese mit öffentlichen Mitteln durchgeführter Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruk-
tur nunmehr rückabzuwickeln. 

� Alternativ steht hier unmittelbar der Bereich „Klingenberg“, der künftig nicht mehr W-Fläche 
sein soll, im Abwägungsprozess. Im Gegensatz zur „Halde“ sind die 1,0 ha Klingenberg be-
reits Teil der innergemeindlichen Arrondierung (Bebauungsplan Nußbaumgasse).Es ist si-
cher nicht zufällig, dass in der Begründung des 2. Vorentwurfs die eigentlichen Beweg-
gründe nicht genannt werden. Nachdem die Gemeinde Ilsfeld zuvor teilweise von der Mut-
ter des beteiligten Mandanten B.H., Teilflächen erworben hat, sind nach Weiterveräußerung 
mit drei Reihenhäusern bebaut worden. Erwerber des Reihenhauses Nußbaumgasse 17 ist 
der damalige und noch heutige Bauamtsleiter der Gemeinde Ilsfeld. Den Mandanten sind 
Äußerungen zur Kenntnis gekommen, dass insbesondere der Bauamtsleiter sich jedweder 
Bebauung auf der nördlichen Seite der Nußbaumgasse widersetzte, weil die bestehende 
Aussicht über die Talschaft damit verloren ginge. In diesem Zusammenhang ist zu erwäh-
nen, dass Herr B.H. im Jahre 2009/2010 eine Bauvoranfrage einreichte, wobei ihm bedeu-
tet wurde, dass die Grundstücke Flst.Nr. 287 und 291 ökologisch so wertvoll seien, dass sie 
nicht bebaut werden können. Bei dieser damaligen mündlichen Begründung handelt es sich 
erkennbar in Wirklichkeit um die Erhaltung der unverbauten Aussicht für die drei vorge-
nannten Reihenhäuser, wie unschwer aus dem vorgenannten Lageplan zu entnehmen ist. 
Diese Erklärung, die Grundstücke seien ökologisch besonders wertvoll, kann nur als blan-

nicht zum Innenentwicklungspotential hinzugerechnet. Die anzurech-
nenden Übernahmeflächen beziehen sich auf die noch in der 2. Fort-
schreibung vorhandenen geplanten Wohnbauflächen, welche in die 3. 
Fortschreibung übernommen werden sollen. 
Die Ausweisung der vorgesehenen Flächen bilden eine städtebauliche 
Ergänzung des Siedlungsgefüges und eigenen sich somit besser als 
andere Standorte wie z.B. der Bereich „Klingenberg“. Die topographi-
sche Lage des Gewanns Klingenberg erweist sich als schwierig für eine 
Wohnbebauung. Die Flächen I8 und I10 eignen sich für eine Wohnbe-
bauung deutlich besser. 
Diese Aussage ist nicht korrekt. Es wurden neben der Fläche „Klingen-
berg“ auch weitere Flächen gestrichen. 
 
 
Die Fläche I8 (Halde) ist in der aktuell rechtskräftigen 2. Fortschreibung 
bereits enthalten und soll übernommen werden. Ein entsprechender 
Hinweis zur Berücksichtigung der Sonderkultur Schwarze Johannisbee-
re wird in den Flächensteckbrief aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die topographische Lage des Gewanns Klingenberg erweist sich als 
schwierig für eine Wohnbebauung. Die Flächen I8 und I10 eignen sich 
für eine Wohnbebauung deutlich besser. Daher wird eine Ausweisung 
der Flächen I8 und I10 einer Ausweisung des Gewanns Klingenberg 
vorgezogen. 
Ein Zusammenhang zwischen den gemachten Aussagen und der Bau-
flächenausweisung besteht nicht. 
 
 
 
Die ökologische Bedeutung einer Fläche hat nichts mit der Landwirt-
schaft zu tun. Die ökologische Bedeutung des Bereichs Klingenberg 
untermauert vielmehr die vorgenommene Streichung.  
Die Gründe für die Zurückweisung der Bauvoranfrage sind dem Be-
scheid zu entnehmen. 
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ker Zynismus verstanden werden. Die Grundstücke sind schon wegen ihrer Hanglage auch 
für eine moderne, zeitgemäße, landwirtschaftliche Nutzung ungeeignet. Von Landwirten 
besteht auch kein Pachtinteresse. 

� Im weiteren Abwägungszusammenhang mit der derzeit zur Streichung vorgesehenen W-
Fläche „Klingenberg“ steht die massiv vorgesehene Flächenausweitung „Hühnlesäcker“. 
Hier handelt es sich entgegen der im 3. Vorentwurf gegebenen Begründung auch nicht um 
eine innergemeindliche Erschließungsmaßnahme sondern in Wirklichkeit um eine Auswei-
tung der Wohnflächen in den Außenbereich. Darauf hat das Landratsamt Heilbronn im vor-
genannten Schreiben vom 02.02.2012 bereits hingewiesen. Falsch ist auch, dass es sich 
bei der ursprünglichen Fläche von 2,8 ha nunmehr von 6,4 ha um ehemalige Flächen der 
Gärtnerei Luithle handelt. Tatsächlich wird nur ein geringer Teil von der Gärtnerei genutzt. 
Die wesentlichen Flächen sind Streubesitz mit unterschiedlichen Nutzungsarten. 

� Bei der neu aufgenommenen Ausweisung „Blauer Berg“ als M-Fläche wiederholt sich die 
im Jahr 2004/2005 erstmals vorgenommene Unterstützung des Schozach nachhaltig be-
herrschenden Grundstückseigentümers Grad von Bentzel-Sturmfeder. Damals wurde wert-
volles Rebgelände in Bauland umgewandelt. Nunmehr soll erneut eine weitere Teilfläche 
des Grundstücks von 1,1 ha zur Baufläche werden. Die derzeit vorgesehene  Ausweisung 
als M-Fläche dürfte in Wirklichkeit nur alibimäßig gemeint sein. Ein Mischgebiet wäre städ-
tebaulich jedenfalls nicht die angemessene Ausweisung, unbeschadet, dass bei der vorzu-
nehmenden Abwägung der Erhalt der Landwirtschaftsfläche Vorrang vor weiteren Begüns-
tigungen des Grundstückseigentümers mit dem goldenen Zauberstab des Planungsrechts 
haben muss. 

 
Bei der notwendigen Abwägung ist dem Erhalt des Standorts „Klingenberg“ Vorrang wegen des 
bedeutsamen Innenentwicklungspotentials und der geringen landwirtschaftlichen Wertigkeit einzu-
räumen. 
Der Bereich „Hühnlesäcker“ ist nicht nur förmlich überdimensioniert, sondern darüber hinaus als 
Landwirtschaftsfläche schutzwürdig. Gleiches gilt für den Bereich „Halde“ 
 
 
 
Es ist offenkundig, dass Ziel des nunmehr vorliegenden 3. Vorentwurfs zur Flächenfortschreibung 
seitens des Planungsträgers ist, den Grundeigentümern im Bereich Hühnlesäcker /ehemals Gärt-
nerei Luithle und Graf von Bentzel-Sturmfeder eine besondere finanzielle Hilfe über das Planungs-
recht zukommen zu lassen. Es wird auch abzuklären sein, wer im einzelnen Eigentümer der 
nunmehrigen 6,4 ha W-Flächen ist und Begünstigter werden soll. 

 
 
 
Es besteht kein Zusammenhang zwischen der Flächenausweisung 
„Hühnlesäcker“ mit der Streichung der Fläche „Klingenberg“. Die Fläche 
„Klingenberg“ wurde aufgrund ihrer ökologischen Bedeutung gestrichen. 
Für die Erweiterung der Fläche „Hühnlesäcker“ wurde die Flächenaus-
weisung „Mühlrain-Erweiterung“ reduziert. Dies wurde in der Begrün-
dung bereits erläutert. Die Fläche „Hühnlesäcker“ liegt bisher im Außen-
bereich. Durch eine Ausweisung von Wohnbaufläche soll eine Arrondie-
rung des Siedlungskörpers geschaffen werden. Die Aussagen zur 
Gärtnerei Luithle werden in der Begründung angepasst.  
Ein Zusammenhang zwischen den gemachten Aussagen und der Bau-
flächenausweisung besteht nicht. Die Ausweisung der vorgesehenen 
Flächen bilden eine städtebauliche Ergänzung des Siedlungsgefüges. 
Die Ausweisung als Mischgebiet bietet sich als Puffer zwischen Wohn-
bebauung und gewerblicher Bebauung an und ist städtebauliche gewollt.  
 
 
 
 
 
 
Die Fläche Klingenberg liegt gleichermaßen im Außenbereich wie die 
Flächen, welche ausgewiesen werden sollen. Die Flächen I8 und I10 
besitzen zwar hochwertigere landwirtschaftliche Flächen als die Fläche 
„Klingenberg“. Allerdings ist eine Wohnbebauung aufgrund der topogra-
phischen Lage des Gewanns Klingenberg schwierig. Die Flächen I8 und 
I10 eignen sich für eine Wohnbebauung deutlich besser. Zudem besitzt 
die Fläche „Klingenberg eine hohe ökologische Bedeutung. 
 
Ein Zusammenhang zwischen den gemachten Aussagen und der Bau-
flächenausweisung besteht nicht. 
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3 Bürger C 
Hartmut Grieb 

22.05.2016 Von meinem Vater habe ich das Flurstück 311 im „Klingenberg“ geerbt. Mein Vater teilte mir mit, 
Dass der Klingenberg schon einmal in der Planung war, Wohnbaufläche zu werden. 
Nach Jahren in Berlin würde ich gerne wieder nach Schozach ziehen und hier ein Haus bauen. 
Deshalb bitte ich Sie dies bei der Planung der Wohnbauflächen zu berücksichtigen. 

Die Ausweisung der vorgesehenen Flächen bilden eine städtebauliche 
Ergänzung des Siedlungsgefüges. Die Fläche „Klingenberg“ eignet sich 
aufgrund der topographischen Lage nur bedingt für eine Wohnbebau-
ung. Zudem wurde die Fläche bereits aufgrund ihrer ökologischen 
Bedeutung in der letzten Fortschreibung des Flächennutzungsplans 
gestrichen. Die Flächen I8 und I10 eignen sich für eine Wohnbebauung 
deutlich besser. 

     

4 Bürger D 
Elke Frank  
Helga Mistele 

24.05.2016 Hiermit möchten wir Einwand gegen den oben genannten Flächennutzungsplan erheben, der die 
Erweiterung der Fläche I10 „Blauer Berg“ in Schozach neu ausweist. Bei der letzten Änderung der 
Flächenausweisung wurden bereits ausgewiesene Grundstücke, zugunsten des Blauen Bergs, 
aus dem Plan genommen. Gerne möchten wir anregen, nochmals über Flächen nachzudenken, 
die bereits in früheren Planungen Berücksichtigung fanden. 

Die Ausweisung der vorgesehenen Flächen bilden eine städtebauliche 
Ergänzung des Siedlungsgefüges. Die Fläche „Klingenberg“ eignet sich 
aufgrund der topographischen Lage nur bedingt für eine Wohnbebau-
ung. Zudem wurde die Fläche bereits aufgrund ihrer ökologischen 
Bedeutung in der letzten Fortschreibung des Flächennutzungsplans 
gestrichen. Die Flächen I8 und I10 eignen sich für eine Wohnbebauung 
deutlich besser. 

     

5 Bürger E 
RA Blach 
(Steinegger, Reineke, 
Weber, Münsch) 

24.05.2016 1. 
lnfolge der gemäß 3. Fortschreibung des Flächennutzungsplanes Ziel Jahr 2030 expansiv geplan-
ten weiteren Vorhaben ist mit weiter eskalierenden Lärm- und umweltbelastenden Unverträglich-
keiten für schützenswerte Wohnungen und Betriebe in einzelnen Bereichen von Untergruppen-
bach, insbesondere in der Ortsdurchfahrt Heilbronner Straße / llsfelder Straße für die dort leben-
den Menschen zu rechnen. Eine Raumverträglichkeit der diversen geplanten weiteren Neubauge-
biete ist im Hinblick auf Lage und Größe dieser Baugebiete nicht ersichtlich. 
Eine für die Wohnbevölkerung zumutbare verkehrliche Erschließung des Neubaugebietes Furt-
weg/Kirchgrund ist nicht gegeben; bereits die Überschrift im Bericht der Heilbronner Stimme vom 
27.02.2016 zur Beschlussfassung bezüglich dieses Baugebietes zeigt, dass ein wesentlicher 
Knackpunkt die Frage einer Anbindung dieses Neubaugebietes an die L1111 ist. 
Weitere vorliegende Planungen 
-Planlunge eines Einkaufszentrums an der L1111, 
-Planung des 4-spurigen Ausbaus der L1111, 
-Planung des Feuerwehrmagazins an der L1111, 
-Planungen zur Trassenführung der Stadtbahn Heilbronn 
werden in der 3. Fortschreibung des Flächennutzungsplanes nicht hinreichend betrachtet. Ein 
Nachweis der Verträglichkeit dieser sich überschneidenden Planungen - einzeln und in ihrer 
Gesamtheit - werden nicht erbracht. Auf die Komplexität und die infolge dieser Planungen zu 
erwartenden weiteren Unverträglichkeiten wird nicht eingegangen.  
 
 
 
Trotz umfangreicher Ausweisung diverser Neubauflächen werden alternative Standorte zum 

 
Die angesprochene Verkehrsproblematik und damit verbundene Beein-
trächtigungen ist im Rahmen des parallel verlaufenden Bebauungsplan-
verfahrens zu berücksichtigen. Ein entsprechender Hinweis wird in den 
Flächensteckbrief aufgenommen. 
 
 
Eine Anbindung der Fläche U1 an die L 1111 ist im Bebauungsplanver-
fahren zu prüfen. Ein entsprechender Hinweis wird in den gebietsbezo-
genen Flächensteckbrief aufgenommen. 
 
Bzgl. des Nahversorgungszentrums wird auf das parallel laufende 
Bebauungsplanverfahren verwiesen. 
Im Generalverkehrsplan Baden-Württemberg 1995 (GVP) ist der durch-
gehende leistungsgerechte Ausbau der Landesstraße L1111 zwischen 
Heilbronn und A81 /Anschlussstelle Untergruppenbach (Zubringer) als 
vordringlicher Bedarf enthalten. Gegenwärtig gibt es jedoch noch keine 
Entwurfsplanung und keinen festgelegten Zeitrahmen für die Plandurch-
führung. 
Die Planung des Feuerwehrmagazins und etwaige Verkehrskonflikte 
sind auf Bebauungsplanebene zu untersuchen. 
Aussagen zur Trassenführung der Stadtbahn Heilbronn werden in der 
Begründung ergänzt. 
Der Standort wurde aufgrund eines aktuell laufenden Bebauungsplan-
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geplanten Standort des Einkaufszentrums an der L1111 nicht ausgewiesen. 
 
 
In der 3. Fortschreibung des Flächennutzungsplanes werden also Neubauflächen beliebig gene-
riert und abgebildet, ohne auf eine irgendwie geartete Realisierbarkeit und zu erwartende Beein-
trächtigungen der ortsansässigen Bevölkerung in Folge zu erwartender weiterer gravierender 
Verkehrszuwächse einzugehen. Es bestehen Fehleinschätzungen in den bereits jetzt vorliegenden 
einzelnen Verkehrsuntersuchungen. 
Insbesondere die Planung des Neubaugebietes U1 mit 16,6 ha verstößt, in der gleichen Weise wie 
bereits die Planungen des Einkaufszentrums an der L1111, in verkehrlicher Hinsicht gegen das 
Integrationsgebot, weil auch bei der Lage dieses Neubaugebietes und der gegebenen Randlage 
außerhalb des Ortes - diametral zu den zwei einzigen vorhandenen Ortsausfahrten Untergruppen-
bach und Donbronn - mit weiteren erheblichen Verkehrszuwächsen gerechnet werden muss. 
Nahezu das gesamte durch dieses Neubaugebiet entstehende zusätzliche Verkehrsaufkommen 
wird zwangsläufig über die Ortsdurchfahrt Untergruppenbach erschlossen. 
Bereits jetzt ist das Verkehrsaufkommen unmittelbar an der llsfelder Straße von 5500 Fahrzeugen 
pro Tag (2005) auf 9650 Fahrzeuge pro Tag (2014) angewachsen, im Wesentlichen zurückzufüh-
ren auf den erst vor wenigen Jahren neu gebauten Lidl-Markt und mehrere in diesem Zeitraum 
erschlossene innerörtliche Neubaugebiete. Die Planungen gemäß 3. Fortschreibung des Flächen-
nutzungsplanes haben zur Folge, dass nochmals zusätzliche Verkehrsbewegungen in erhebli-
chem Umfang erzeugt werden.  
Die nach ihrer Lage geplanten Neubauflächen Furtweg/Kirchgrund U1 entlang der L1111 und der 
hierdurch zu erwartende Mehrverkehr führt - in der gleichen Weise wie Planungen eines Einkaufs-
zentrums an der L1111 - für meine Mandanten zu einer unzumutbaren Verkehrs- und Lärmbeläs-
tigung und für Praxen zu einer Existenzgefährdung. Trotz bereits seit 2011 existierender Planun-
gen des Einkaufszentrums an der L1111 und der Planung diverser Neubaugebiete zwischen 
Untergruppenbach und Donnbronn fehlen schlüssige Ausführungen hierzu in der Verkehrsunter-
suchung des Büro Schröder vom Dezember 2014, in der das Verkehrsaufkommen in der Orts-
durchfahrt bis 2030 zu untersuchen war. In einer ergänzenden Verkehrsuntersuchung zur Planung 
eines EKZ an der L1111 vom 16.06.2015 fehlt zudem eine Untersuchung der zu erwartenden 
Verkehrszuwächse in der Ortsdurchfahrt Untergruppenbach, insbesondere in der llsfelder Straße 
und Heilbronner Straße. In beiden Untersuchungen fehlt auch eine Untersuchung der Auswirkun-
gen eines geplanten 4-spurigen Ausbaus an der L1111 für das innerörtliche Verkehrsaufkommen 
in den Ortsteilen. Das geplante Feuerwehrmagazin, unmittelbar angrenzend an das geplante 
Einkaufszentrum, soll über die L1111 erschlossen werden. lnfolge der gemäß der 3. Fortschrei-
bung jetzt geplanten weiteren Neubaugebiete muss abermals mit erheblichem Verkehrszuwachs 
gerechnet werden. Der Zubringer ist jetzt schon heillos überlastet (in den Stoßzeiten beidseitige 
Staus von der Autobahn bis zur Donnbronner Höhe). In der vorliegenden Verkehrsuntersuchung 
fehlt eine Prüfung, wie sich die zu erwartenden Verkehrszuwächse auf der L1111 im derzeitigen 
Ausbauzustand, insbesondere in den Spitzenzeiten morgens und abends auf das wenige Meter 
entfernt geplante Feuerwehrmagazin und dessen Einsatzfähigkeit auswirken. Bei dem derzeitigen, 
mehrmals täglich zu beobachtenden, lange andauernd stehenden Verkehr an der L1111 im der-

verfahrens in den Flächennutzungsplan aufgenommen. Alternativstand-
orte stehen daher auf Ebene des Flächennutzungsplans nicht zu Verfü-
gung. 
Bisher gibt es keine Planungen zur Ausgestaltung des Gebietes. Daher 
kann ein qualifiziertes Verkehrs- und Lärmgutachten erst im Rahmen 
des Bebauungsplanverfahrens erstellt werden. Ein entsprechender 
Hinweis wird in den Flächensteckbrief aufgenommen. Auf Ebene des 
Flächennutzungsplans können nur grobe Aussagen zur Verkehrser-
schließung getroffen werden, da es noch keine konkrete Planung zur 
Ausgestaltung der Fläche gibt. Es werden lediglich Hinweise und Emp-
fehlungen aufgenommen, welche im Rahmen eines Bebauungsplanver-
fahrens zu berücksichtigen und zu prüfen sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Behandlung oben. 
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zeitigen Ausbauzustand auf beiden Fahrspuren über die gesamte Länge des Autobahnzubringers, 
aber auch insbesondere im Bereich des geplanten Feuerwehrmagazins, bestehen bei einer weite-
ren Verdichtung des Verkehrs durch den Bau eines Einkaufszentrums und die diversen Neubau-
gebiete entlang der L1111 im Brandfall eine Gefahr für Leib und Leben der Bürger im gesamten 
Einsatzgebiet der Feuerwehr. Mit einer Besserung dieser Verkehrssituation könnte frühestens 
nach einem vierspurigen Ausbau der L1111 gerechnet werden. 
Mit dem geplanten Verbrauchermarkt soll die Freihaltetrasse einer künftigen S-Bahn überbaut 
werden. Dies betrifft nach den jetzt vorliegenden Planungen offenkundig auch die ausgewiesenen 
Neubauflächen. Zwar hat der Kreistag beschlossen, dieses Projekt nicht weiter zu verfolgen. Das 
betrifft aber nur die gegenwärtige Situation. In beiden Fällen wurde eine Abbildung in der Fort-
schreibung des Flächennutzungsplanes und plausible Erläuterungen zu den sich hieraus erge-
benden Konsequenzen für die vorliegenden Planungen nicht vorgenommen. 
 
2. 
In diesem Zusammenhang ist auch die Frage einer Straße zur innerörtlichen Verkehrsentlastung 
und Erschließung der ausgewiesenen Neubauflächen sowie eines Alternativstandortes für das 
geplante Einkaufszentrum von entscheidender Bedeutung. 
Die 3. Fortschreibung hat im Gemeindegebiet Untergruppenbach in absehbarer Zeit wesentliche 
Verschlechterungen der Verkehrssituation in den Ortsdurchfahrten Untergruppenbaeh und Donn-
bronn zur Folge. Das gesamte Verkehrsaufkommen aus dem geplanten Neubaugebiet U1 (Kirch-
grund/Taubentränke) mit zusätzlich 8,1 ha wird über die Ortsstraßen Kirchgrund und Schulstraße 
erschlossen. Dies hat unmittelbar zur Folge, dass das Verkehrsaufkommen aus diesem zusätzli-
chen Baugebiet in der Heilbronner Straße und Ilsfelder Straße in gleichem Umfang zunehmen 
wird. 
Die Ausweisung einer Grünfläche im unmittelbaren Bereich hat zur Folge, dass eine Fortführung 
des Bebauungsplanverfahrens „Furtweg“ als einzige Möglichkeit zur Verkehrsentlastung auch bei 
steigendem Verkehrsaufkommen auf Dauer faktisch ausgeschlossen wird. 
Bei gleichzeitig forcierter Planung weiterer Neubaugebiete ohne alternative Ausweich-/ Erschlie-
ßungsstraßen wird das Verkehrsaufkommen in den Ortsdurchfahrten auf Dauer zunehmen und 
von diesem Niveau nicht mehr reduziert werden können.  
Eine Berücksichtigung der nach diesen Planungen bis 2030 zu erwartenden Zuwachse ist in dem 
vorliegenden Gutachten des Büros Schröder vom Dezember 2014 bei gleichem Beurteilungszeit-
raum ebenfalls nicht erfolgt. Verkehrsströme wurden nicht berechnet und hinsichtlich möglicher 
Verkehrslenkungsmaßnahmen nicht beurteilt. 
Eine Verkehrserschließung weiterer Neubaugebiete über den Furtweg wurde trotz ausführlich 
erläuterten und immer noch aktuellen Vorschlägen zur Verkehrsplanung und Verkehrsentlastung 
in dem bereits seit 1989 vorliegenden Gutachten des Büros Bender und Stahl durch das Büro 
Schröder nicht geprüft. 
Die Ausweisung der o.g. Grünfläche zum Schutz der Natur ist im Übrigen nicht schlüssig, weil sie 
ohne ersichtlichen Grund erfolgt, während ornithologisch besonders schützenswerte Baumwiesen 
auf der gleichen Fläche U1 komplett als Neubauflächen ausgewiesen werden. 
 

 
 
 
 
 
 
Im Flächennutzungsplan sind zwei Trassenführungen enthalten. Die 
Gemeinde bevorzugt bei einer etwaigen Umsetzung der Stadtbahntras-
se die südlich der L 1111 gelegene Trasse. Die Begründung wird hin-
sichtlich der Stadtbahntrasse ergänzt. 
 
 
 
 
Bisher gibt es keine Planungen zur Ausgestaltung des Gebietes Furt-
weg. Daher kann ein qualifiziertes Verkehrs- und Lärmgutachten erst im 
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens erstellt werden. Dabei muss 
ebenfalls die äußere Erschließung des neuen Gebietes auf Verträglich-
keit überprüft werden. Ein entsprechender Hinweis wird in den gebiets-
bezogenen Flächensteckbrief aufgenommen. 
 
 
 
 
In der jetzigen Fortschreibung des Flächennutzungsplans wird keine 
Grünfläche im Bereich des Furtwegs ausgewiesen. 
Zur Ordnung der Siedlungsstruktur ist eine Gebietseingrünung im Rah-
men des Bebauungsplans zu berücksichtigen. Dadurch wird ein Zu-
sammenwachsen der beiden Ortsteil Donnbronn und Untergruppenbach 
vermieden und eine Gliederung der beiden Ortsteile bleibt erhalten. 
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3. 
Untergruppenbach hat hinsichtlich der Auswirkungsanalyse Nahverkehrsstandort, neben Abstatt, 
nur eine geringe überörtliche Bedeutung. Nach dem LEP Baden-Württemberg ist Untergruppen-
bach keine zentralörtliche Funktion zugeordnet. Auch hinsichtlich des Bevölkerungswachstums ist 
von geringen Zuwachsraten auszugehen. 
 
4. 
Die bis 2030 in Untergruppenbach zu erwartenden Einwohnerzuwächse gemäß der 
3.Fortschreibung stehen im Widerspruch zu dem „Gemeinsamen Einzelhandelskonzept für den 
GVV Schozach-Bottwartal" der GMA vom Mai 2015. Dort ist mit einem Bevölkerungszuwachs bis 
2030 von 90 Einwohnern auszugehen. 
 
 
 
 
5. 
Die angenommenen Zuwachsraten bis 2030 sind wohl unzutreffend. Bei den jetzt in Planung 
befindlichen 15,77 ha Neubaugebiete ist von wesentlich höheren Zuwächsen auszugehen, ohne 
dass ein Plausibilitätsnachweis erbracht wird. 
 
 
 
 
 
 
 
6. 
Obwohl die Einwohnerzahl in Untergruppenbach seit Jahren stagniert, wurde erst in der jüngsten 
Vergangenheit in den Ortsteilen Untergruppenbach vier Baugebiete erschlossen, Donnbronner 
Weg West II, Obergruppenbach, Kelteräcker Süd und Talaue.  
Ein Zuwachs der Bevölkerungen nach diesem Zeitraum ist mithin ausschließlich durch die Aus-
weisung und Erschließung weiterer Neubaugebiete verursacht, nicht jedoch durch ein Wachstum 
der bisherigen Anwohner. 
 
7. 
Durch den geplanten exzessiven Flächenverbrauch wird gegen Landes- und Bundesziele versto-
ßen. In den letzten Jahren wurde viel Bauland auf der grünen Wiese erschlossen und wohl auch 
mit großen Anstrengungen an Bauträger veräußert. Diese Veräußerungspolitik ist zu hinterfragen, 
zumal es vordringliche Aufgabe der Gemeinde ist, für bauwillige Gemeindeangehörige Bauland 
zur Verfügung zu stellen.  
Die Expansionspolitik der letzten Jahre führte jedoch zu einer Zersiedelung der Landschaft und zu 
einem unzumutbaren Verkehrszuwachs. 

 
 
 
 
 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zum Nahversorgungszent-
rum wurde eine vorhabenbezogene Auswirkungsanalyse erstellt. Dem-
nach ist das geplante Vorhaben verträglich und für die Nahversorgung 
Untergruppenbachs erforderlich. 
Siehe auch Behandlung zu 4. 
 
Das statistische Landesamt hat im Dezember 2015 eine aktuelle Bevöl-
kerungsvorausberechnung veröffentlicht, welche gemäß dem Hinweis-
papier des Landes zur Plausibilitätsprüfung als Grundlage für die Be-
darfsermittlung heranzuziehen ist. Gemäß der aktuellen Bevölkerungs-
prognose (Hauptvariante) ist für Untergruppenbach mit einem Bevölke-
rungszuwachs bis 2030 von 247 Einwohnern auszugehen. Das ange-
sprochene Gutachten wurde noch auf Grundlage der nun veralteten 
Bevölkerungsprognose erstellt 
 
Die Flächenbedarfsbegründung wurde überarbeitet und gemäß dem 
Hinweispapier zur Plausibilitätsprüfung des Landes die Wohnbauflä-
chenbedarfsermittlung durchgeführt. Die Gemeinde Untergruppenbach 
begründet darin nach Abzug des Innenentwicklungspotentials einen 
Wohnbauflächenbedarf im Umfang von 18,33 ha. Der Flächenbedarf 
wurde mit dem Regierungspräsidium Stuttgart, dem Regionalverband 
Heilbronn-Franken und dem Landratsamt Heilbronn im Vorfeld abge-
stimmt. Als Grundlage für die Flächenbedarfsberechnung wurden die 
Bevölkerungsvorausberechnung des statistischen Landesamtes und die 
örtlichen Besonderheiten, welche in der Begründung erläutert werden, 
herangezogen. 
 
Wird zur Kenntnis genommen. Der Zuwachs der Bevölkerung aus der 
bisherigen Anwohnerschaft ist nicht maßgebend. Die Schaffung von 
Wohnraum ist ein wichtiges Ziel, welches auch durch die aktuelle 
BauGB-Novelle 2017 verfolgt wird. 
 
 
 
 
Die Gemeinde möchte mit der Ausweisung der Wohnbaufläche den 
absehbaren Wohnbauflächenbedarf decken. Dazu ist die Inanspruch-



KOMMUN ALPL ANUNG �  T IEFB AU �  STÄDTEB AU  
Dipl.-Ing. (FH) Guido Lysiak Dipl.-Ing. Jürgen Glas er

Dipl.-Ing., Dipl.-Wirtsch.-Ing. Steffen Leiblein  
B e r a t e n d e  I n g e n i e u r e  u n d  f r e i e  S t a d t p l a n e r  

Seite 24 
 

Nr. Behörde Stellung- 
nahme v. 

Stellungnahme Behandlungsvorschlag 

Auf die der Gemeinde Untergruppenbach vorliegenden Ausführungen von Herrn Dr. Münch vom 
03.09.2012 wird insoweit ergänzend Bezug genommen. 
Das vorgesehene Baugebiet U1 ist aufgrund seiner Topographie für eine Bebauung ungeeignet. 
Der Verkehrslärm der L 1111 lässt sich dort durch keine Maßnahme auf ein erträgliches Niveau 
mindern. Eine Verlängerung der Lärmschutzwand stellt nicht nur einen unzumutbaren Eingriff in 
das Landschaftsbild dar, sondern hat auch keinerlei Wirkung auf die oberen Geschosse, weil dort 
der Lärm über diese Wand hinweg getragen wird. 
Die Planungen sind auch deshalb kritisch zu betrachten, weil bei starkem Regen erhebliche Was-
sermengen anfallen, die aufgrund der Topographie Ortseinfahrt fließen und den Ortskern von 
Untergruppenbach einschließlich Keller und Tiefgaragen bereits jetzt regelmäßig überschwem-
men. 
 
 
8. 
Laut Amtsblatt der Gemeinde ist es für die Genehmigungsfähigkeit des Flächennutzungsplanes 
zwingend erforderlich, dass der konkrete Bedarf nach der Flache nachgewiesen wird. Dazu ist vor 
allem die Entwicklung nicht nur der prognostizierten Eigenentwicklung, sondern auch die Wande-
rungssalden und der Entwicklungs-Potenziale im lnnenbereich erforderlich. Nach den letzten 
Berechnungen und Ermittlungen, die die hierzu für die 3. Fortschreibung angestellt worden sind, 
ist der Bedarf in Untergruppenbach in einer Größenordnung von Ca. 15,7 ha gegeben. Zu beach-
ten ist hierbei, dass die Fläche, die jetzt in Anspruch genommen werden soll, bei den weiteren 
Planungen in Anrechnung gebracht werden muss. Dies bedeutet für Untergruppenbach, dass bis 
2030 noch ca. 10 ha an Fläche zur Verfügung stehen. 
Eine Berechnung und ein Plausibilitätsnachweis hinsichtlich des bestehenden Bedarfes von 15,7 
ha und der weiteren in der Fortschreibung des Flächennutzungsplanes ausgewiesenen Neubau-
flachen wird nicht erbracht. Laut Heilbronner Stimme vom 27.02.201 6 ist eine 2,4 ha-Fläche vor 
der sogenannten Schwarzdach-Siedlung bereits im Flächennutzungsplan als Wohnfläche ausge-
wiesen, jetzt möchte die Gemeinde diese um weitere 5,7 ha im Gewann Kirchgrund/Taubentränke 
ausweiten. Nach der Berichterstattung in der Heilbronner Stimme und den bekannten Plänen 
ergibt sich eine Flächenberechnung von ca. 2,4 ha und ca. 5,7 ha, insgesamt also 8,1 ha. Die 
Berechnung des Restbedarfes bis 2030 ist damit ebenfalls nicht nachvollziehbar. 15,7 ha Bedarf 
abzüglich 8,1 ha ergibt 7,6 ha und nicht, wie oben ausgeführt, 10 ha. Die im Vorentwurf zur 3. 
frühzeitigen Beteiligung auf Seite 8 dargestellte Flächenberechnung ist nicht plausibel und stimmt 
mit der Beschlussfassung des Gemeinderats nicht überein. 
Die Streichung der Wohnbaufläche U6 ist nach dem vorgetragenen hohen Expansionsbedarf der 
Gemeinde nicht nachvollziehbar. Eine Expansion auf dieser Teilfläche würde im Gegensatz zu 
den Planungen U1 nicht zu unzumutbaren Beeinträchtigungen führen. 
Die Ausführungen zur Fläche U7 auf Seite 12 (EKZ) sind unzutreffend, weil sich diese Fläche nicht 
in Innerortslage befindet. 
Die Ausführungen auf Seite 15 zum Einzelhandel sind fehlerhaft, weil der vorhandene Lebensmit-
telmarkt mit weiteren Verkaufsflächen von rund 1200 m² voll funktionsfähig ist und ein großer 
Lebensmittelmarkt mit umfangreichem Angebot und 1300 m² Verkaufsflache(Lidl) offenkundig 

nahme von Außenbereichsflächen unumgänglich. Die Gemeinde ver-
sucht den Flächenverbrauch so gering wie möglich zu halten und ver-
sucht sparsam mit der Entwicklung von Bauflächen umzugehen. Im 
Umweltbericht werden die Auswirkungen durch die Bauflächenauswei-
sung ermittelt und bewertet. Gleichzeitig werden Vermeidungs- und 
Minderungsmaßnahmen sowie externe Ausgleichsmaßnahmen vorge-
schlagen, die in einem etwaigen Bebauungsplanverfahren zu berück-
sichtigen sind. Den Umweltbelangen wird damit auf Ebene des Flächen-
nutzungsplans ausreichen Rechnung getragen. 
Die Verkehrslärmproblematik ist auf Ebene des Bebauungsplanverfah-
rens zu berücksichtigen und zu untersuchen. Die bisherige Lärmschutz-
wand hat einen positiven Effekt für die bestehende Wohnbebauung 
erzielt. Geeignete aktive und passive Schallschutzmaßnahmen sind im 
Rahmen eines Gutachtens im Bebauungsplanverfahren zu prüfen. Zum 
Umgang mit Starkregenereignissen ist ein ausreichendes Regenrückhal-
tevolumen im Bebauungsplanverfahren zu berücksichtigen. Ein entspre-
chender Hinweis zu Verkehrsproblematik und zu Starkregenereignisse 
wird in den Flächensteckbrief aufgenommen. 
 
Die Flächenbedarfsbegründung wurde ergänzt. Der konkrete Wohnbau-
flächenbedarf wurde gemäß dem Hinweispapier zur Plausibilitätsprüfung 
des Landes ermittelt und wird in der Begründung dargestellt. Danach hat 
die Gemeinde Untergruppenbach nach Abzug des Innenentwicklungspo-
tentials einen Wohnbauflächenbedarf von 18,33 ha. Die darüber gehen-
de Ausweisung von 1,07 ha wird mit dem nicht ausgewiesenen Potential 
der Gemeinde Ilsfeld verrechnet. Die Aussagen zum Innenentwick-
lungspotential wurden in der Begründung ausführlich ergänzt. 
Die Flächenbedarfsberechnung/-begründung wurde im Vorfeld mit dem 
Regierungspräsidium Stuttgart, dem Regionalverband Heilbronn-
Franken und dem Landratsamt Heilbronn abgestimmt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Laut dem Regionalplan hat sich die Siedlungsentwicklung in der Ge-
meinde Untergruppenbach vorwiegend auf den Hauptort zu beschrän-
ken. Dem wird hiermit Rechnung getragen. 
Die Ausführungen werden in der Begründung angepasst. 
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übersehen wurde. Einzelhandels- und Versorgungsstrukturen im GVV werden nur pauschal be-
trachtet. Eine nachvollziehbare und belastbare Betrachtung einzelner Gemeinden nach den ein-
schlägigen Vorgaben des LEP wird nicht vorgenommen. 
 
9. 
Bereits die Überschrift im Bericht der Heilbronner Stimme zeigt, dass eine wesentliche Schwierig-
keit in der Anbindung des Neubaugebietes U1 an die L1111 besteht. 
Auch ist die Erschließung bzw. innerörtliche Zu- und Abfahrt zu dem vorgesehenen Neubaugebie-
te U1 noch völlig unklar. 
Eine nachvollziehbare Verkehrsuntersuchung liegt bis heute nicht vor. Es fehlen insbesondere 
Untersuchungen zu den Planungen in den Neubaugebieten, speziell zur Planung des Gebiets U1 
und den Planungen zum Einkaufszentrum. 
Vor einer abschließenden Klärung aller dieser Verkehrsführungsfragen dürfte es kaum möglich 
sein, ein qualifiziertes Verkehrsgutachten zu den insgesamt tatsächlich zu erwartenden innerörtli-
chen Verkehrsströmen in Untergruppenbach und Donnbronn zu erstellen. 
Nach den vorgestellten Expansionsplänen muss mit massiven Verkehrszuwächsen auf allen 
betroffenen Ortsstraßen in Untergruppenbach und Donnbronn gerechnet werden, nur nicht im 
Bereich der ursprünglichen Furtwegsplanung und in der Schulstraße.  
Dem Beschluss des Gemeinderats von Untergruppenbach vom 23.10.2014, nach über 25 Jahren 
mehrheitlich getragener Planungen, den Furtweg als einzig mögliche Umgehungsstraße zur 
Verkehrsentlastung in den Ortsdurchfahrten abzulehnen kommt nach der Berichterstattung in der 
Heilbronner Stimme grundsätzliche Bedeutung zu. 
Sind Verkehrszuwächse durch den Furtweg für dortige Bürger auf Dauer unzumutbar, sind alle 
weiteren Verkehrszuwächse für Bürger in der Ortsdurchfahrt Untergruppenbach nach der dort jetzt 
ermittelten, wesentlich gravierenderen Grund Gesundheitsgefährdung - gleichfalls unzumutbar. 
 
10. 
Nach dem Entwurf des Interkommunalen Lärmaktionsplanes/Lärmgutachten Dr. Koch, Büro 
Planung und Umwelt vom 23.02.201 6, ist die Ortsdurchfahrt von Untergruppenbach (Ilsfelder- und 
Heilbronner Straße) nach dem jetzt vorhandenen Verkehrsaufkommen und der damit verbunde-
nen Lärmbelastung als "Lärm-Hot-Spot" ausgewiesen. 
Als primäre Strategie zur Senkung der Emissionen werden nach den vorgegebenen Richtlinien 
aktive und planerische/organisatorische Möglichkeiten aufgeführt. 
Hierzu gehört u.a. die Minderung des Verkehrsaufkommens durch Verkehrsvermeidung, die 
Verkehrslenkung und Verlagerung, zum Beispiel durch Umgehungsstraßen. 
Eine bereits bestehende abschnittsweise Geschwindigkeitsbegrenzung auf 30 km/h in der Heil-
bronner Straße wurde in dem Gutachten bereits berücksichtigt. 
Eine solche primäre Strategie lässt die 3. Fortschreibung nicht erkennen. 

 
Für den vorgesehenen Nahversorgungsstandort wurde im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens eine Auswirkungsanalyse durchgeführt. 
Daraus geht hervor, dass die Ansiedelung eines Lebensmittelvollsorti-
menters mit ca. 1.500 m² Verkaufsfläche und die Realisierung eines 
Drogeriemarktes mit max. 800 m² Verkaufsfläche zu empfehlen ist. Für 
weitere Aussagen wird auf das laufende Bebauungsplanverfahren 
verwiesen. 
 
Alternative Ausweisungen von Wohnbauflächen zur Deckung des 
Wohnbauflächenbedarfs sind nicht vorhanden. Bisher gibt es keine 
Planungen zur Ausgestaltung des Gebietes. Daher kann ein qualifizier-
tes Verkehrs- und Lärmgutachten erst im Rahmen des Bebauungsplan-
verfahrens erstellt werden. Ein entsprechender Hinweis wird in den 
gebietsbezogenen Flächensteckbrief aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die vorgesehene Teilung der geplanten Flächenausweisung verhindert 
zum einen das Zusammenwachsen der Ortsteile Untergruppenbach und 
Donnbronn und erhält weiter die Möglichkeit in Zukunft eine Umge-
hungsstraße zu realisieren. 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens sind mögliche Verkehrszu-
wächse im Rahmen eines Gutachtens zu prüfen. 
 
 
 
Zur Deckung des Wohnbauflächenbedarfs ist die Gemeinde Untergrup-
penbach darauf angewiesen neue Wohnbauflächen auszuweisen. 
Planungen zur Ausgestaltung der Wohnbauflächen liegen noch nicht 
vor. Daher ist eine Bewertung des Verkehrsaufkommens nur bedingt 
möglich. Die Verkehrs- und Lärmproblematik der externen Erschließung 
von neuen Baugebieten kann konkret auf der Ebene des Bebauungs-
plans begutachtet werden. Ein entsprechender Hinweis wird in den 
gebietsbezogenen Flächensteckbrief aufgenommen. Verkehrsordneri-
sche Maßnahmen wie z.B. Geschwindigkeitsbegrenzungen können auf 
Ebene des Flächennutzungsplans nicht getroffen werden. 
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6 Bürger F 
Thomas Nesper 

24.05.2016 Ich bin Grundstückseigentümer von mehreren Grundstücken in Schozach. Aus meiner Sicht ist 
unerklärlich, dass das Flurstück I10 Blauer Berg als Mischgebiet im Flächennutzungsplan ausge-
wiesen wird, obwohl seit der letzten Flurbereinigung meine Flurstücke im Gewann Vogt für die 
weitere Ortsbebauung vorgesehen waren. Ich beanspruche, dass meine Flurstücke 868/1 und die 
meiner Nachbarn Flurstück 869 und 870 mit in den Flächennutzungsplan aufgenommen werden. 
Zudem bitte ich Sie zu berücksichtigen, dass das Flurstück Blauer Berg an mein Flurstück 752 
grenzt, dass durch mein Hofnachfolger ackerbaulich für Wein und Intensivobst genutzt wird. Die 
Bewirtschaftung erfordert Pflanzenschutzmaßnahmen, welche im Sprühverfahren erfolgen, und 
eine Abdrift erzeugen, die mit dem Mischgebiet und einer Wohnbebauung nicht vereinbar sein 
könnten. Daher wäre eine Ausweisung im Gewann Vogt, welches an das vorhandene Mischgebiet 
angrenzt, sinnvoller. 
Ich bitte um Prüfung, ob die Ausweisung der Wohnbaufläche I8 anstatt im Gewann Halde im 
Gewann Klingenberg erfolgen kann. Die Grundstücke sind vorrangig in Wohnbebauung umzu-
wandeln, da bereits Versorgungsleitungen hier für eine Bebauung in der Vergangenheit verlegt 
wurden und eine Ausweisung von Bauland durch den ehemaligen Bürgermeister zugesagt wurde. 
Bei Ausweisung einer Wohnbebauung im Gewann Klingenberg sind Nutzungskonflikte zu anderen 
Nutzungen nicht ersichtlich. Die angrenzenden Grundstücksnachbarn befürworten eine Wohnbe-
bauung an dieser Stelle. Ich bitte um Prüfung der Flurstücke 309,307,306,305,322,323,324. 
Ich bitte Sie um Prüfung meiner Einwende und um Mitteilung über das Ergebnis der weiteren 
Planung. 

Der Anregung wird nicht gefolgt. Es besteht kein Rechtsanspruch sei-
tens privater Eigentümer auf die Ausweisung von Bauflächen im Flä-
chennutzungsplan 
 
 
Eine Berücksichtigung der Emissionen durch die Landwirtschaft und 
eines Schutzabstandes zur landwirtschaftlichen Produktionsfläche ist im 
Bebauungsplanverfahren zu prüfen. Ein entsprechender Hinweis wird in 
den gebietsbezogenen Flächensteckbrief aufgenommen. 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Aufgrund der ökologischen Bedeutung 
der Fläche „Klingenberg“ wurde die Fläche im Rahmen der letzten 
Fortschreibung aus dem Flächennutzungsplan gestrichen. Zudem eignet 
sich die topographische Lage des Gewanns Klingenberg nur bedingt für 
eine Wohnbebauung. Die Fläche I8 eignet sich für eine Wohnbebauung 
besser. Eine Erschließung der Fläche I8 kann zudem über eine Fortfüh-
rung der Hermann-Hesse-Straße deutlich einfacher erfolgen.  

     

7 Bürger G 
Otto Nesper 

24.05.2016 Ich bewirtschafte mit meinem landwirtschaftlichen Betrieb die Fläche im Gewann Geißgrund am 
Herrweg Flurstück 752 mit Wein und Tafelobst. Hieran angrenzend ist die neuausgewiesene 
Mischgebietsfläche Blauer Berg I10. Ich befürchte, dass durch die Ausweisung von der neuen 
Mischgebietsfläche, durch die dann dort zulässige Wohnbebauung ein Problem mit der Abdrift von 
den erforderlichen Pflanzenschutzmaßnahmen auftreten wird. Die Pflanzenschutzmittel werden im 
Sprühverfahren aufgetragen. Hierbei kommt es auch zu unvermeidbarer Abdrift auf die Fläche des 
Blauen Bergs. 
Ich bitte um Prüfung, ob Alternativflächen für eine Mischgebietsfläche zur Verfügung stehen. Nach 
meiner Kenntnis wären Flächen im Gewann Vogt oder im Gewann Klingenberg ebenfalls hierfür 
geeignet. 
Die Fläche im Gewann Vogt und die Fläche im Gewann Klingenberg waren bereits früher im 
Flächennutzungsplan enthalten und würden sich besser als Wohn- oder Mischgebietsflächen 
eignen. Im Gewann Klingenberg gibt es bereits Versorgungsleitungen die keine neue Infrastruktur 
benötigen würden. 
Ich bitte Sie um Prüfung meiner Einwände und um Mitteilung über das Ergebnis der Abwägung im 
weiteren Verfahren 

Wird zur Kenntnis genommen.  
Eine Berücksichtigung der Emissionen durch die Landwirtschaft und 
eines Schutzabstandes zur landwirtschaftlichen Produktionsfläche ist im 
Bebauungsplanverfahren zu prüfen. Ein entsprechender Hinweis wird in 
den Flächensteckbrief aufgenommen. Für die Fläche I10 (Blauer Berg) 
kann die Erschließung über die bereits vorgesehene Verlängerung der 
Hermann-Hesse-Straße erfolgen. Alternativflächen wurden im Vorfeld 
geprüft und sind aufgrund der Lage und der Anforderungen an die 
Erschließung städtebaulich weniger geeignet. 

     

 


